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135. Änderung des Flächennutzungsplanes (Westerfeld Nord) 
– Teilplan 3 

 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB vom 20.01.2026 bis 20.02.2026 

hier: Übersicht der bisherigen Stellungnahmen 
 
 

I. Behörden 
 

 

Geäußerte Belange Bewertung aus der Sicht der Verwaltung 
 

 

1. Landkreis Gifhorn vom 19.02.2026 und 

16.02.2026 

  

   

Stellungnahme vom 19.02.2026: 

 

Ortsplanung 

 

Gegen die o.g. Änderung des Flächennutzungs-

plans der Stadt Gifhorn bestehen vorbehaltlich 

einer abschließenden Prüfung im Genehmi-

gungsverfahren grundsätzlich keine Bedenken. 

 
Im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung habe 

ich keine Anregungen. Der Umweltbericht ist 

gemäß der Anlage 1 zum Baugesetzbuch abzu-

fassen. 

 

Es ist darauf zu achten, dass im weiteren Ver-

fahren die Verfahrens und Formvorschriften 

des Baugesetzbuches eingehalten werden. 

 

Kreisarchäologie 

 

Aufgrund der Nähe zu bekannten Fundstellen 

(Gamsen FStNr. 35 Flint Rechteckbeil) und der 

topographischen Situation ist eine erhöhte 

Wahrscheinlichkeit des Auftretens archäologi-

scher Bodenfunde gegeben (Bodendenkmale 

gemäß § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denk-

malschutzgesetzes). 
Über die genaue Ausdehnung oder den Erhal-

tungszustand der archäologischen Fundstelle 

können ohne weitere Untersuchungen (Pros-

pektion) keine Aussagen getroffen werden. Bei 

Erdeingriffen ist jedoch mit der Gefährdung ge-

setzlich geschützter Bodendenkmäler zu rech-

nen. 

  

 

 

 

Die Stellungnahme der Ortsplanung wird zur 

Kenntnis genommen.  

 

 

 
 

 

 

 

 

 

Die Verfahrens- und Formvorschriften wer-

den beachtet. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme der Kreisarchäologie wird 

zur Kenntnis genommen. 
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Gemäß § 10 NDSchG in Verbindung mit § 13 

NDSchG bedürfen Erdarbeiten in diesem Gebiet 

daher einer denkmalrechtlichen Genehmigung 

der unteren Denkmalschutzbehörde (Kreis- und 

Stadtarchäologie Gifhorn). 

Mit Auflagen zur Sicherung oder vorherigen 

Ausgrabung muss gerechnet werden. 

Es wird empfohlen, im Vorfeld weiterer Planun-

gen zu überprüfen, inwieweit archäologische 

Bodendenkmale betroffen sind. Hierzu sind in 

Absprache und im Einvernehmen mit der Unte-

ren Denkmalschutzbehörde / Kreis- und Stadt-

archäologie Gifhorn geeignete Prospektions-

maßnahmen anzusetzen. 
 

Stellungnahmen seitens der Baudenkmalpflege 

erfolgen separat. 

 

Kreisstraßenwesen 

 

Das Plangebiet „Westerfeld Nord TP 3“ grenzt 

von Norden her an die freie Strecke der Kreis-

straße 34 und befindet sich derzeit außerhalb 

der geschlossenen Ortslage. Die Erschließung 

des Plangebiets soll über zwei direkte Zufahr-

ten von der K 34 erfolgen. 

 

In der konkreten Bauleitplanung wären hier 

grundsätzlich die Abstandsregelungen nach § 

24 NStrG und die Zufahrtsregelungen nach §§ 

20, 24 NStrG zu beachten, soweit die Orts-

durchfahrtsgrenze nicht verlegt wird. 

 

Die Straßenbauverwaltung des Landkreises Gif-
horn hat bereits der Stadt Gifhorn die Verle-

gung der OD-Grenze Richtung Westen bis zum 

Kreisverkehrsplatz in Aussicht gestellt. Nähere 

Vorgaben hierzu werden vom Landkreis Gif-

horn im Rahmen des B-Planverfahrens ge-

macht. 

 

Darüber hinaus bestehen gegen die Planung 

aus straßentechnischer und –rechtlicher Sicht 

keine Bedenken. 

 

Untere Wasserbehörde 

 

Stellungnahme 9.2 Sachgebiet Grundwasser 

 

Die Flächen befinden sich im Trinkwasserge-

winnungsgebiet Gifhorn innerhalb der zukünfti-

gen Schutzzone IIIB. Hierdurch kann es zu Ein-

schränkungen kommen. 
 

Die getätigten Hinweise zu Genehmigungs-

pflichten werden in die Begründung über-

nommen. 

 

 

Durch den beabsichtigten, langfristigen Ent-

wicklungshorizont des Plangebietes über 

mehrere Bebauungspläne und Bauabschnitte 

hinweg, wird davon ausgegangen, dass der 

Kreisarchäologie ausreichend Zeit für etwaige 

Prospektionsmaßnahmen bleibt.  

 

 

 
 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men.  

 

 

 

 

 

Es ist geplant die Ortsdurchfahrtsgrenze nach 

Westen bis zum Kreisverkehrsplatz zu ver-

schieben. Der Verwaltung ist bekannt, dass 

das nur in Verbindung mit entsprechenden 

Bauabschnitten und Zufahrten zur K34 mög-

lich sein wird. 

Der Landkreis Gifhorn wird weiterhin an der 
Planung beteiligt.  

Die entsprechenden Hinweise werden in die 

Begründung übernommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 
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Stellungnahme 9.2 Sachgebiet Oberfächenge-

wässer 

Im und entlang des Änderungsbereichs verlau-

fen mehrere Gewässer III. Ordnung. 

 

Gemäß Schau- und Unterhaltungsordnung für 

die Gewässer dritter Ordnung ist ein beidseiti-

ger 5 m breiter Streifen entlang der oberen Bö-

schungskante so zu bewirtschaften, dass die 

Unterhaltung nicht beeinträchtigt wird. 

Bei der Beplanung der Flächen ist zu beachten, 

dass dieser Streifen freigehalten wird und mit 

Räumgeräten befahrbar sein muss, soweit er 

nicht bereits jetzt mit Gehölzen bestanden ist. 
An Gewässern dritter Ordnung ist nach § 38 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 58 Nie-

dersächsisches Wassergesetz (NWG) beidseits 

ein 3 m breiter Gewässerrandstreifen ab Bö-

schungsoberkante festgesetzt. 

Im Gewässerrandstreifen und Unterhaltungs-

streifen dürfen keine Veränderungen der Ober-

fläche erfolgen, auch keine Aufschüttungen 

oder Lagerung von Gegenständen. 

Im Gewässerrandstreifen vorhandene stand-

ortgerechte Gehölze müssen erhalten werden. 

Die Gewässer dürfen nicht überbaut werden. 

Anlagen in, an, über oder unter Gewässern, z. 

B. auch Überfahrten, Kabel oder Zaunanlagen, 

bedürfen der wasserrechtlichen Genehmigung. 

 

Die Gewässer sind zzgl. der Gewässerrandstrei-

fen und Unterhaltungsstreifen (mindestens 5 m 

beidseits ab Böschungsoberkante) den o. g. 

Vorgaben entsprechend im Bebauungsplan zu 
sichern. 

 

Stellungnahme 9.2 Sachgebiet Wassergefähr-

dende Stoffe 

 

Keine Bedenken 

 

Stellungnahme 9.2 Sachgebiet Niederschlags-

wasser + Schmutzwasser 

 

Keine Bedenken 

 

Untere Naturschutz und Waldbehörde 

 

Ich habe die vorliegenden Unterlagen aus na-

turschutzfachlicher Sicht geprüft. 

Die ausgewiesenen Grünflächen, welche gleich-

zeitig den Zweck als Parkanlage und Regen-

rückhaltebecken erfüllen sollen können nicht so 

 

 

Die Hinweise zu den vorhanden Oberflächen-

gewässern im Plangebiet werden in die Be-

gründung aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis zu den Grünflächen im Planent-

wurf wird zur Kenntnis genommen.  

Es wird zugestimmt, dass die Symbolisierung 

der Zweckbestimmung „Parkanlage“ in der 

Legende und der Zeichnung inkorrekt ist. Auf 
Ebene der Flächennutzungsplanung wird von 
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wie geplant umgesetzt werden. Die Anlage ei-

ner baulichen Anlage, zu welchem ein Regen-

rückhaltebecken zählt kann nicht den Zweck ei-

ner Parkanlage erfüllen. Die technische Nut-

zung der Anlage, sowie die Ausweisung einer 

Grünfläche und Parkanlage widersprechen sich 

grundlegend. 

In der weiteren Planung sind demnach kon-

krete Nutzungen zu spezifizieren, sowie die ge-

plante Nutzung ggf. anzupassen. 

 

Grundlage der Eingriffsregelung muss eine ak-

tuelle Bestandsaufnahme der Flora und Fauna 

sein. Das Ergebnis des Gutachtens bestimmt 
dabei über die Entwicklung der Kompensati-

onsmaßnahmen. Umfangreiche Begrünungen 

im Vorhabengebiet (Verkehrsgrün/Begleitgrün) 

reichen nicht aus um Eingriffe auszugleichen. 

 

Untere Abfallbehörde 

 

Stellungnahme aus Sicht der Durchführung der 

Abfallentsorgung: 

Gegen die o.g. F-Planänderung bestehen keine 

Bedenken. 

 

Regiebetrieb Breitbandausbau 

 

Seitens des Landkreis Gifhorn Regiebetrieb 

Breitbandausbau bestehen gegen das Vorha-

ben keine Bedenken. 

 

Das Plangebiet der 135. Flächennutzungs-

planänderung (Westerfeld Nord TP 3) befindet 
sich nicht im Zuständigkeitsbereich / Ausbau-

gebiet des Landkreises Gifhorn Regiebetrieb 

Breitbandausbau. 

Etwaige Netzerweiterungen sind grundsätzlich 

nicht ausgeschlossen. Daher sind im Zuge 

nachgelagerter Planungsphasen sowie maxi-

mal zwei Wochen vor Baubeginn, aktuelle Lei-

tungsauskünfte (LWL-Leitungsauskunft@Land-

kreis Gifhorn.de) einzuholen und sich über die 

genaue Lage der vorhandenen LWL Leitungen 

zu informieren. 

 

Desgleichen möchten wir vorsorglich darauf 

hinweisen, dass das Plangebiet sich im Zustän-

digkeitsbereich des eigenwirtschaftlichen Aus-

baues der net services GmbH & Co.KG befindet 

(leitungsauskuenfte@netservices) befindet. 

 

 

der Darstellung einer Zweckbestimmung ab-

gesehen. Die Darstellung der Grünfläche wird 

beibehalten, da die Verwaltung der Ansicht 

ist, dass die geplanten Regenrückhaltebe-

cken, trotz ihres technischen Charakters ei-

nen Beitrag zur grün-blauen Infrastruktur im 

Plangebiet leisten werden. 

 

 

 

 

Eine Biotoptypenkartierung ist für das Plan-

gebiet erfolgt. Die Erfassung der Fauna ist be-

auftragt worden und wird voraussichtlich 
2026 abgeschlossen werden. Die Ergebnisse 

der Erhebungen werden die Grundlage der 

Eingriffsregelung bilden. 

Über etwaige planexterne Ausgleichsmaß-

nahmen wird auf Ebene der Bebauungspläne 

entschieden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

Die allgemeinen Hinweise zu einer potenziel-

len Netzerweiterung werden in die Begrün-
dung übernommen. 
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Schriftverkehr zwischen Fachbereich Ordnung 

der Stadt Gifhorn und Landkreis Gifhorn (Kreis-

straßenwesen): 

 

Landkreis Gifhorn vom 04.02.2026 

 

Aus gegebenem Anlass würde ich gern die OD-

Verlegung im Zuge der K 34 mit Ihnen abstim-

men. 

Im Rahmen der Vorplanung (damals der Kita 

und dann des Feuerwehrstandortes) haben wir 

der Stadt Gifhorn zugesagt, dass wir die OD 

Gamsen Richtung Westen Zug um Zug mit der 

fortschreitenden Bebauung verlegen werden. 
Durch unsere Aussage ist die Stadt in der Lage, 

die Bauleitplanung von vorn herein ohne Be-

rücksichtigung der Anbaubeschränkungen nach 

§ 24 NStrG aufzustellen. Voraussetzung dafür 

sind natürlich: innerörtlicher Ausbau der Sei-

tenräume, direkte Grundstückszufahrten zur K 

34 und, wie gesagt, die tatsächliche Bebauung 

der Anliegergrundstücke. Seinerzeit ist man da-

von ausgegangen, dass die Bauleitplanung 

ausschließlich bis zum Kreisverkehrsplatz K 

34/Bruno-Kuhn-Straße gehen sollte. Dem ent-

sprechend war auch die max. OD-Verlegung bis 

an den KVP geplant. 

 

Der aktuelle F-Planentwurf geht Richtung Wes-

ten bis an die B 4 und damit weit über den KVP 

hinaus. Wir halten es für zweckdienlich, die OD 

nun bis einschließlich des KVP nach Westen zu 

verlegen. Wie gesagt, erst wenn auch die Be-

bauung so weit geht. Würden Sie da mitgehen 
und die Ortstafel in dem Fall ebenfalls bis an 

das westliche Ende des KVP versetzen? 

 

 
 

 
Fachbereich Ordnung der Stadt Gifhorn 

16.02.2026:  

 

Aus ordnungsrechtlicher Sicht spricht grund-

sätzlich nichts gegen die Versetzungen der 

Ortstafel, jedoch nur Zug um Zug. Also je nach 

 

 

 

 

 

 

Der frühzeitige Austausch zwischen dem 

Kreisstraßenwesen und dem Fachbereich 

Ordnung der Stadt Gifhorn wird begrüßt. 

Auch wenn der Entwurf der Flächennut-

zungsplanänderung nach Westen über den 

Bereich des Kreisverkehrsplatzes hinausgeht, 

ist nicht beabsichtigt dort weitere Zufahrten 

zuzulassen. 
Eine Ortsdurchfahrtsverlegung, wie vorge-

schlagen, bis zum Kreisverkehrsplatz wird da-

her als ausreichend angesehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch die beabsichtigten, gegliederten Be-

bauungspläne ist die vorgeschlagene, schritt-

weise Verschiebung der Ortsdurchfahrts-

grenze nach Westen, entsprechend der Bau-

abschnitte zu begrüßen. 
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Baufortschritt und nur bei Vorliegen der Vo-

raussetzungen (Grundstückszufahrten von der 

K 34 aus und die tatsächliche Bebauung). Der 

innerörtliche Charakter muss demnach klar er-

kennbar sein. 

 

   

2. Regionalverband Großraum Braunschweig 

vom 20.02.2026 

  

   

Die Stadt Gifhorn beabsichtigt mit der 135. Än-

derung des Flächennutzungsplans die Auswei-

sung von Gewerbebauflächen, Wohnbauflä-

chen, gemischten Bauflächen, Sonderbauflä-

chen und Grünflächen mit insgesamt ca. 36 ha 

im Ortsteil Gamsen planungsrechtlich vorzube-

reiten. Die Planungen sollen durch nachfol-
gende Bebauungsplanverfahren abschnitts-

weise realisiert werden. 

 

Als für den Großraum Braunschweig zustän-

dige untere Landesplanungsbehörde und Trä-

ger der Regionalplanung gebe ich zur o. g. Pla-

nung folgende Hinweise: 

 

In der Planbegründung wird der Orientierungs-

wert für die Eigenentwicklung gemäß Regiona-

lem Raumordnungsprogramms (RROP) 2008 ei-

nem tatsächlichen Wohnraumbedarf gleichge-

setzt. Dieser Wert ist jedoch als ein Maximal-

wert aufzufassen und kann nicht anstelle einer 

konkreten Bedarfsermittlung angewendet wer-

den. Ohnehin dient der Orientierungswert der 

Steuerung der Wohnbauentwicklung in Ort-

schaften ohne zentralörtliche Funktion (RROP 

2008, Abschnitt II Ziffer 1.3 Abs. 4). Die Stadt 

Gifhorn nimmt als Mittelzentrum eine über die 
reine Eigenentwicklung hinausgehende Rolle in 

der Siedlungsentwicklung ein. Dennoch ist im 

Sinne einer flächensparenden Siedlungsent-

wicklung der Bedarf an neuen Baugebieten 

ausreichend konkret und nachvollziehbar zu 

begründen. Eine entsprechende Bedarfsermitt-

lung wurde im Integrierten Stadtentwicklungs-

konzept (ISEK 2024) für die Stadt Gifhorn vor-

genommen. Es wird empfohlen, in der Planbe-

gründung weitere Aspekte aus der Herleitung 

des ISEK aufzugreifen. 

 

Weiterhin legt die Zeichnerische Darstellung 

des RROP 2008 für den Plangeltungsbereich ein 

Vorranggebiet Trinkwassergewinnung fest. 

Eine Auseinandersetzung mit diesem Ziel der 

Raumordnung ist im weiteren Planverfahren 

 Die Stellungnahme des Regionalverbandes 

wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Begründung wird dahingehend angepasst 

und die Begründung zum Wohnraumversor-

gungskonzept der Stadt Gifhorn und dem  

ISEK ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In der Stellungnahme der Unteren Wasserbe-

hörde wurde ebenfalls auf das Trinkwasser-

gewinnungsgebiet und die dadurch möglich-

erweise entstehenden Einschränkungen hin-
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nachzuholen. Planungen und Maßnahmen in-

nerhalb des Vorranggebietes müssen gemäß 

RROP 2008 (Abschnitt III Ziffer 2.5.2 Abs. 6) mit 

der vorrangigen Zweckbestimmung Trinkwas-

sergewinnung vereinbar sein. 

 

Zudem verläuft im nordwestlichen Bereich des 

Plangebietes eine Erdölleitung, die im RROP 

2008 als Vorranggebiet Rohrfernleitung festge-

legt ist. Eine Beeinträchtigung der Leitung ist 

auszuschließen. Die Einhaltung der notwendi-

gen Sicherheitsabstände ist mit dem Leitungs-

betreiber abzustimmen. 

 
Die geplante Entwicklung von Gewerbeflächen 

auf im Konzept regionalbedeutsamer Gewerbe-

standorte (KOREG) identifizierten Potenzialflä-

chen entspricht den regionalplanerischen Ab-

sichten und wird ausdrücklich begrüßt. 

gewiesen. Hinweise das Trinkwassergewin-

nungsgebiet betreffend werden von Seiten 

der Unteren Wasserbehörde in die Begrün-

dung übernommen. Zur Vereinbarkeit der 

vorliegende Planung mit dem, bzw. die kon-

krete Anpassung an das Vorranggebiet wird 

in der Begründung ergänzt. 

 

Hinweise zu Leitungswegen werde – auch 

von den jeweiligen Betreibern – in die Be-

gründung übernommen. Konkrete Schutz-

streifen zu durch den Geltungsbereich ver-

laufenden Leitungen finden auf Ebene der 

Bebauungspläne genauere Beachtung. 

   

3. Stadt Braunschweig vom   

   

   

   

4. Stadt Wolfsburg vom   

   

   

   

5. Stadt Wittingen vom 03.02.2026   

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

6. Samtgemeinde Boldecker Land vom   

   

   

   

7. Samtgemeinde Brome vom    

   

   

   

8. Samtgemeinde Hankensbüttel vom   

   

   

   

9. Samtgemeinde Papenteich vom   

   

   

   

10. Gemeinde Sassenburg vom   

   

   

   

11. Samtgemeinde Isenbüttel vom   
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12. Samtgemeinde Meinersen vom   

   

   

   

13. Samtgemeinde Wesendorf vom    

   

   

   

14. Avacon AG Prozesssteuerung vom 

21.01.2026 

  

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

15. ExxonMobil Production Deutschland GmbH 

vom 04.02.2026 

  

   

Von dem o. a. Vorhaben sind Betriebsanlagen 

der von der EMPG vertretenen o.a. Gesellschaf-

ten betroffen. Details hierzu können Sie den 

beigefügten Planunterlagen entnehmen. 

 

Wir weisen darauf hin, dass unsere Anga-

ben/Planeintragungen zur unverbindlichen Vo-

rinformation erfolgen. Die Angaben über Lage, 

Deckung und Verlauf der u. g. BEB/MEEG-An-

lage(n) sind so lange als unverbindlich anzuse-
hen, bis sie in der Örtlichkeit durch einen Be-

auftragten der EMPG bestätigt werden. 

 

Wir machen darauf aufmerksam, dass sämtli-

che durch die Maßnahme entstehenden Kosten 

für Sicherungsmaßnahmen, technische Anpas-

sungen, Umbaumaßnahmen u .Ä. an unseren 

Anlagen vom Verursacher der Maßnahme zu 

tragen sind. 

 

Der gesamte Schutzstreifen unserer Leitung(en) 

ist gem. dem geltenden technischen Regelwerk 

als Bauverbotszone definiert bzw. auszuwei-

sen, so dass zur Gewährleistung der Sicherheit 

der Leitung(en) und zu eventuell erforderlichen 

Unterhaltungs- und Reparaturarbeiten eine je-

derzeitige Erreichbarkeit der Leitung(en), auch 

mit Maschineneinsatz, gewährleistet ist. 

Im Schutzstreifenbereich besteht des Weiteren 
auch ein Verbot leitungsgefährdender Maß-

nahmen. Dazu zählt u.a. auch das Anpflanzen 

oder Aufwachsen lassen von Bäumen und 

Sträuchern, sowie das Setzen von tiefwurzeln-

den Pflanzen. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

Die Hinweise werden, gemäß des vorberei-

tenden Charakters der Flächennutzungs-

planänderung, mit in die Begründung über-

nommen. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf Ebene der Bebauungspläne kann konkre-

ter auf vorhandene Leitungen Rücksicht ge-

nommen und können verbindliche Schutz-

streifen festgesetzt werden. 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 



 

 

9 

 

 

Zuständig für unsere u. g. Betriebseinrichtun-

gen ist unser Leitungsüberwachungsbetrieb in 

Steinhorst: 

 

ExxonMobil Production Deutschland GmbH 

Betrieb Osthannover 

Bahnhofstraße 20 

29367 Steinhorst 

Tel: 0 51 48 / 98 99-0 

 

Falls dort niemand erreichbar ist, bitte Kontakt 

unter dem Stichwort „Plananfrage Eldingen“ 

mit der Pförtnerei in Söhlingen aufnehmen: 0 
42 62 / 30 20. 

 

Die Schutzanweisungen fügen wir mit der Bitte 

um Beachtung bei. Sie sind auf Baustellen zu-

sammen mit den Plänen vorzuhalten. 

 

Tiefbau- und Dränagearbeiten mit Maschinen-

einsatz im Schutzstreifen der Leitung(en) müs-

sen von unserem zuständigen Überwachungs-

betrieb ständig beaufsichtigt werden. 

 

Wir bitten Sie, uns bei den weiteren Planungen 

zu beteiligen und stehen Ihnen für Rückfragen 

gerne zur Verfügung. 

 

Unsere heutige Stellungnahme bezieht sich auf 

den derzeitigen Planungsstand. Laufende Bau-

maßnahmen sowie zukünftige Planungen sind 

in dieser Stellungnahme nicht enthalten. 

 
Bitte bestätigen Sie uns den Erhalt dieser Stel-

lungnahme per Antwort auf diese E-Mail. Soll-

ten Sie Ihre Anfrage über BIL - Bundesweites In-

formationssystem zur Leitungsrecherche - ge-

stellt haben, ist dies nicht notwendig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die ExxonMobil Production Deutschland 

GmbH wird an den nachfolgenden Schritten 

der Bauleitplanung beteiligt werden. 

   

16. Harbour Energy vom 03.02.2026   

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

17. Landesverband Erneuerbare Energien Nie-

dersachsen / Bremen vom 
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18. LSW Netz GmbH & Co KG vom 26.01.2026 

und 29.01.2026 

  

   

Stellungnahme vom 26.01.2026: 

 

Im betroffenen Bereich befinden sich Versor-

gungsleitungen, welche durch die LSW Netz 

GmbH & Co. KG betrieben werden. Diese Leis-
tungen dürfen generell nicht überbaut oder mit 

Bäumen überpflanzt werden, damit das Wur-

zelwerk unsere Versorgungsleitungen nicht be-

schädigen kann und diese für Reparatur- und 

Erneuerungsarbeiten zugänglich bleiben. Au-

ßerdem ist bei der Trassenvergabe darauf zu 

achten, dass die Leitungen nicht durch andere 

Leitungsträger überbaut werden und somit je-

derzeit die Zugänglichkeit gegeben bleibt. 

(Kreuzungen von Leitungsträgern ausgenom-

men) 

 

Bezüglich einzuhaltender Abstände, Schutz-

streifen und Arbeiten im Bereich unserer Ver-

sorgungsleitungen ist die im Anhang beige-

fügte Anlage „LSW_Anweisun-

gen_zum_Schutz_unterirdischer_Leitun-

gen.pdf“ zu beachten. 

 
Sofern Bauarbeiten im Bereich unserer Leitun-

gen oder Anlagen geplant sind, stimmen Sie 

diese bitte im Vorfeld mit uns ab. Vor dem Be-

ginn von Tiefbauarbeiten im Bereich der Kabel 

ist unser vor Ort zuständiger Netzmeister Olaf 

Küster, +49 (5371) 802 – 2321 zu informieren. 

In einigen Fällen ist es erforderlich, die Leitun-

gen temporär abzuschalten. 

 

Um eine langfristig sichere und effiziente Ver-

sorgung gewährleisten zu können, sind wesent-

liche Prämissen für die Netzplanung notwen-

dig. Daher ist es erforderlich, sogenannte „Son-

derverbraucher“ zu berücksichtigen. Bitte set-

zen Sie uns daher insbesondere über die Pla-

nung von Ladeinfrastruktur für Elektrofahr-

zeuge mit mehr als 12kW schriftlich in Kennt-

nis. Spätere Änderungen der Planungsprämis-

sen könne zu veränderten Trassenverläufen 

und/oder zusätzlichem Platzbedarf führen. 
 

Für die Erschließung des gesamten Baugebiets 

mit Elektrizität wird die Errichtung von mindes-

tens zwei Transformatorstationen mit einem 

Grundstücksflächenbedarf von ca. 7 m x6 m im 

öffentlichen Verkehrsraum notwendig. 

  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-
nung ist nicht mit negativen Einflüssen auf 

die Leitungen innerhalb des Geltungsberei-

ches zu rechnen. 

Auf Ebene der nachfolgenden Bebauungs-

pläne kann konkret auf vorhandene Leitun-

gen eingegangen und können Schutzab-

stände und -maßnahmen eingeplant werden. 

 

Die allgemeinen Hinweise zu Arbeiten im Be-

reich von Versorgungsleitungen werden in 

die Begründung übernommen. 
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Zusätzlich gilt für das Gewerbegebiet folgen-

des  

Um der Notwendigkeit eines Mittelspannungs-

anschlusses oder Hochspannungsanschlusses 

rechtzeitig Rechnung zu tragen, ist es notwen-

dig, den geplanten Leistungsbedarf zeitnah zu 

kommunizieren. Bitte stellen Sie uns schriftliche 

Angaben über den geplanten Leistungsbedarf 

im Voraus bereit, weil spätere Änderungen der 

Planungsprämissen zu veränderten Trassenver-

läufen und/oder zusätzlichem Platzbedarf füh-

ren können. 

Eine detaillierte Stellungnahme zu unseren Pla-
nungen erfolgt im Rahmen der vorrangig 

durchzuführenden Erschließungsmaßnahmen, 

bei denen die LSW Netz einzubeziehen ist. 

 

Zusätzlich gilt für das Gewerbegebiet folgen-

des  

Um der Notwendigkeit eines Mittelspannungs-

anschlusses oder Hochspannungsanschlusses 

rechtzeitig Rechnung zu tragen, ist es notwen-

dig, den geplanten Leistungsbedarf zeitnah zu 

kommunizieren. Bitte stellen Sie uns schriftliche 

Angaben über den geplanten Leistungsbedarf 

im Voraus bereit, weil spätere Änderungen der 

Planungsprämissen zu veränderten Trassenver-

läufen und/oder zusätzlichem Platzbedarf füh-

ren können. 

 

Baumaßnahmen, welche es erfordern, dass die 

LSW Netz eigene Baumaßnahmen, insbeson-

dere für den Netzausbau, initiiert oder sich an 
Baumaßnahmen (beispielsweise für Netzerneu-

erungsmaßnahmen) beteiligt, sind frühzeitig 

anzuzeigen. 

Die LSW Netz benötigt aus Gründen der 

Budgetplanung und -freigabe spätestens im 

August des Kalenderjahres vor dem notwendi-

gen Baubeginn schriftliche Information. 

 

Aktuelle Bestandsunterlagen sowie das „Merk-

heft für Baufachleute“ (Wichtige Hinweise zum 

Schutz der Leitungen und zur Verhütung von 

Unfällen) erhalten Sie auf Anfrage unter 

https://www.lsw-netz.de/service/planaus-

kunft. 

 

Änderungen der vorliegenden Planung bedür-

fen einer erneuten Überprüfung. 

 

Stellungnahme vom 29.01.2026: 

 

 

 

 

Die gesonderten Hinweise zu den gewerbli-

chen Bauflächen werden in die Begründung 

übernommen. 

 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen der Bebauungspläne und der 
dort nötigen Erschließungsplanung wird die 

LSW Netz GmbH & Co. KG, als Träger öffentli-

cher Belange mit einbezogen. 

Am weiteren Planverfahren auf Ebene der 

vorbereitenden Bauleitplanung wird sie 

ebenfalls weiterhin beteiligt. 
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Im betroffenen Bereich befinden sich Versor-

gungsleitungen, welche durch die LSW Netz be-

trieben werden. Diese Leitungen dürfen gene-

rell nicht überbaut oder mit Bäumen über-

pflanzt werden, damit das Wurzelwerk unsere 

Versorgungsleitungen nicht beschädigen kann 

und diese für Reparatur- und Erneuerungsar-

beiten zugänglich bleiben. Außerdem ist bei der 

Trassenvergabe darauf zu achten, dass die Lei-

tungen nicht durch andere Leitungsträger 

überbaut werden und somit jederzeit die Zu-

gänglichkeit gegeben bleibt (Kreuzungen von 

Leitungsträgern ausgenommen). 

 
Bezüglich einzuhaltender Abstände, Schutz-

streifen und Arbeiten im Bereich unserer Ver-

sorgungsleitungen ist die im Anhang beige-

fügte Anlage „LSW_Anweisun-

gen_zum_Schutz_unterirdischer_Leitun-

gen.pdf“ zu beachten. 

 

Sofern Bauarbeiten im Bereich unserer Leitun-

gen oder Anlagen geplant sind, stimmen Sie 

diese bitte im Vorfeld mit uns ab. Vor dem Be-

ginn von Tiefbauarbeiten im Bereich der Kabel 

ist unser vor Ort zuständiger Netzmeister Olaf 

Küster +49 (5371) 802-2321 zu informieren. In 

einigen Fällen ist es erforderlich, die Leitungen 

temporär abzuschalten. 

 

Um eine langfristig sichere und effiziente Ver-

sorgung gewährleisten zu können, sind wesent-

liche Prämissen für die Netzplanung notwen-

dig. Daher ist es erforderlich, sogenannte „Son-
derverbraucher“ zu berücksichtigen. Bitte set-

zen Sie uns daher insbesondere über die Pla-

nung von Ladeinfrastruktur für Elektrofahr-

zeuge mit mehr als 12 kW schriftlich in Kennt-

nis. Spätere Änderungen der Planungsprämis-

sen können zu veränderten Trassenverläufen 

und/oder zusätzlichem Platzbedarf führen. 

 

Für die Erschließung des gesamten Baugebiets 

mit Elektrizität wird die Errichtung einer Trans-

formatorenstation mit einem Grundstücksflä-

chenbedarf von ca. 6m x 5,5m im öffentlichen 

Verkehrsraum notwendig. 

 

Um der Notwendigkeit eines Mittelspannungs-

anschlusses oder Hochspannungsanschlusses 

rechtzeitig Rechnung zu tragen, ist es notwen-

dig, den geplanten Leistungsbedarf zeitnah zu 

kommunizieren. Bitte stellen Sie uns schriftliche 
Angaben über den geplanten Leistungsbedarf 
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im Voraus bereit, weil spätere Änderungen der 

Planungsprämissen zu veränderten Trassenver-

läufen und/oder zusätzlichem Platzbedarf füh-

ren können. 

 

Eine detailliertere Stellungnahme zu unseren 

Planungen erfolgt im Rahmen der vorrangig 

durchzuführenden Erschließungsmaßnahmen, 

bei denen die LSW Netz einzubeziehen ist. 

 

Aktuelle Bestandsunterlagen sowie das „Merk-

heft für Baufachleute“ (Wichtige Hinweise zum 

Schutz der Leitungen und zur Verhütung von 

Unfällen) erhalten Sie auf Anfrage unter 
https://www.lsw-netz.de/service/planaus-

kunft. 

 

Änderungen der vorliegenden Planung bedür-

fen einer erneuten Überprüfung. 

 

   

19. Stadtwerke Gifhorn GmbH vom   

   

   

   

20. Vermillion Energy vom 21.01.2026   

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

21. Wasserwerk Gifhorn GmbH vom   

   

   

   

22. Wasserverband Gifhorn vom 27.01.2026   

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

23. Deutsche Telekom Technik GMBH, Tech-

nikniederlassung Nord, Braunschweig vom 

27.01.2026 

  

   

Im südlichen Rand im Planbereich befinden sich 

Telekommunikationslinien der Telekom. Die Be-

lange der Telekom - z. B. das Eigentum der Te-

lekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes so-

wie ihre Vermögensinteressen – sind betroffen. 

 

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen 

TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet blei-

ben. 
Für zukünftige Erweiterung des Telekommuni-

kationsnetzes sind in allen Verkehrswegen ge-

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

Der allgemeine Hinweis zu vorhandenen Te-

lekommunikationsleitung im Einzugsgebiet 

des Geltungsbereiches wird in die Begrün-
dung übernommen. 
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eignete und ausreichende Trassen für die Un-

terbringung der Telekommunikationslinien der 

Telekom vorzusehen. 

 

Ggf. wird Ihnen bei einer Abfrage der Planun-

terlagen noch die in der zweiten Anlage gelb 

markierte TK-Linie (am nordwestlichen Rand) 

angezeigt. Diese ist nicht mehr in Betrieb. 

 

Wir werden zu gegebener Zeit zu den noch aus 

dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden 

Bebauungsplänen detaillierte Stellungnahmen 

abgeben. 

   

24. Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom   

   

   
   

25. Vodafone Kabel Deutschland Mittelstand 
und kommunen (KMU) vom 

  

   
   

   

26. Ericsson Services GmbH, Contract Handling 

Group vom 27.01.2026 

  

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

27. EWE NETZ GmbH vom 27.01.2026   

   

Die Aufstellung oder Veränderung von Leitpla-

nungen kollidiert in der Regel nicht mit unse-

rem Interesse an einer Bestandswahrung für 

unsere Leitungen und Anlagen. 

Sollte sich hieraus im nachgelagerten Prozess 

die Notwendigkeit einer Anpassung unserer 

Anlagen, wie z. B. Änderungen, Beseitigung, 

Neuherstellung der Anlagen an einem anderen 

Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten 

ergeben, gelten dafür die gesetzlichen Vorga-

ben und die anerkannten Regeln der Technik. 

Gleiches gilt auch für die Neuherstellung, wie z. 

B. Bereitstellung eines Stationsstellplatzes. 

Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsar-

beiten sind von dem Vorhabenträger vollstän-

dig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu er-

statten, es sei denn der Vorhabenträger und 
die EWE NETZ GmbH haben eine anderslau-

tende Kostentragung vertraglich geregelt. 

 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Be-

denken oder Anregungen vorzubringen. 

 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 
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Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planun-

gen einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteili-

gen. 

 

In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser 

Leitungs- und Anlagenbestand ändern. 

Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grund-

lage eines veralteten Planwerkes kommt, nut-

zen Sie dafür bitte unsere aktuelle Leitungs- 

und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite 

der EWE NETZ GmbH können Sie sich jederzeit 

nach einer erfolgreichen Registrierung auf un-

serem modernen Planauskunftsportal über die 

konkrete Art und Lage unserer zu berücksichti-
genden Anlagen informieren: 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskun-

den/service/leitungsplaene-abrufen 

Als Träger öffentlicher Belange wird die EWE 

Netz GmbH auch weiterhin an der Planung 

beteiligt. 

   

28. WOBCOM GmbH Wolfsburg vom   

   

   

   

29. Agentur für Arbeit, Dienststelle Gifhorn 

vom 

  

   

   

   

30. Handwerkskammer BS - Lüneburg – Stade 

vom 19.02.2026 

  

   

Ihr Schreiben zum genannten Vorhaben ist bei 

uns eingegangen. Die Planunterlagen wurden 

in unserem Hause geprüft. Aus handwerklicher 

Sicht bestehen derzeit unter Berücksichtigung 

der uns vorgelegten Unterlagen keine Beden-

ken. Wir weisen aber dringlich auf das beste-

hende Gewerbegebiet südlich des Geltungsbe-

reiches hin. Keine Bedenken unsererseits liegen 

nur vor, wenn die südlich im Geltungsbereich 

geplante Sonderbaufläche (S) nach § 1 Abs. 1 

Nr. 4 BauNVO auch tatsächlich realisiert wird. 

Andernfalls würden erhebliche Bedenken ge-

genüber der Bauleitplanung bestehen. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men.  

Die geplante Sonderbaufläche ist fester Be-

standteil des städtebaulichen Konzeptes 

„Westerfeld Nord“. 

Auf dieser Basis bildet die Änderung des Flä-

chennutzungsplanes die vorbereitende Bau-

leitplanung. Alle zukünftigen Bebauungs-

pläne werden aus den rechtswirksamen Dar-

stellungen des Flächennutzungsplanes entwi-

ckelt. 

   

31. Industrie- und Handelskammer Lüneburg-
Wolfsburg vom 

  

   
   

   

32. Amt für regionale Landesentwicklung BS 

vom 
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33. Landesamt für Geoinformation und Lan-

desvermessung Niedersachsen (LGLN), Regio-

naldirektion Braunschweig-Wolfsburg, Katas-

teramt Gifhorn vom 

  

   

   

   

34. Landesamt für Bergbau, Energie und Geo-

logie (LBEG) vom 23.02.2026 

  

   

Bergbau: Ost 

 

Das Vorhaben befindet sich nach den LBEG vor-

liegenden Unterlagen im Bereich von bergbau-

lichen Leitungen. Nach den geltenden Vor-

schriften wird entlang der Leitungen ein 

Schutzstreifen festgelegt. Der Schutzstreifen ist 

von jeglicher Bebauung und von tiefwurzeln-

dem Pflanzenwuchs freizuhalten. Wir bitten 

Sie, sich mit dem/den genannten Unternehmen 
in Verbindung zu setzen und ggf. die zu treffen-

den Schutzmaßnahmen abzustimmen: 

 

Objekt-

name 

Betrei-

ber 

Leitungs-

typ 

Leitungs-

status 

HEG - 

Feldver-

ladelei-

tungen 

Raum 

Ost- 

Hanno-

ver / 

Schönwö

rde - 

Meer-

dorf 

Exxon-

Mobil 

Produc-

tion 

Deutsch-

land 

GmbH 

Bergbau-

liche 

Leitung 

betriebs-

bereit / 

in 

Betrieb 

 

 

Boden 

Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des 

Schutzgutes Boden liefert in Deutschland das 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und fo-

kussiert dabei auf die Bewertung der Boden-
funktionen. Bei Einwirkungen auf den Boden 

sollen Beeinträchtigungen der natürlichen Bo-

denfunktionen und der Archivfunktion vermie-

den werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit Grund 

und Boden ist gemäß § 1a BauGB sparsam und 

schonend umzugehen und flächenbeanspru-

chende Maßnahmen sollten diesem Grundsatz 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

Die Exxon Mobil Production Deutschland 

GmbH ist ihrerseits als TÖB am Verfahren be-

teiligt und hat eine entsprechende Stellung-

nahme abgegeben.  

Auf Ebene der Bebauungspläne kann mit Ab-

standsregelungen und Schutzstreifen auf vor-

handene bergbauliche Leitungen reagiert 

werden. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Die Hinweise zur Beurteilung des Schutzgutes 

Boden werden zur Kenntnis genommen und 

fließen in die Ausarbeitung des Umweltbe-

richtes mit ein. 
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entsprechen (LROP 3.1.1, 04). Für Niedersach-

sen wird in der Niedersächsischen Nachhaltig-

keitsstrategie eine reduzierte Flächeninan-

spruchnahme von unter 4 ha pro Tag bis 2030 

angestrebt. Das NNatSchG gibt in §1a zudem 

vor, die Neuversiegelung von Böden landesweit 

bis zum Ablauf des Jahres 2030 auf unter 3 ha 

pro Tag zu reduzieren und bis zum Ablauf des 

Jahres 2050 zu beenden. Diese Zielsetzung 

wurde auch in das LROP (3.1.1, 05) aufgenom-

men. Hieraus ergibt sich der Bedarf nach einem 

sparsamen Umgang mit den Ressourcen Boden 

und Fläche für die kommunale Planung. 

 
Zur fachgerechten Berücksichtigung in der Pla-

nung sollte das Schutzgut Boden in dem zu er-

arbeitenden Umweltbericht entsprechend der 

Anlage 1 Baugesetzbuch (BauGB) ausführlich 

beschrieben und eine Bodenfunktionsbewer-

tung entsprechend der im Bundes-Boden-

schutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten 

Funktionen vorgenommen werden. Zur Unter-

stützung bei der Bewertung der Bodenfunktio-

nen und der Empfindlichkeiten von Böden stellt 

das LBEG über den NIBIS® Kartenserver boden-

kundliche Netzdiagramme bereit, die in der 

Planung verwendet werden können. Eine Be-

schreibung der Diagramme und Hinweise zur 

Anwendung finden Sie in Geofakten 40. 

 

Entsprechend den Daten des LBEG sind die Bö-

den empfindlich gegenüber Bodenverdichtung 

(siehe Auswertungskarte „Gefährdung der Bo-

denfunktionen durch Bodenverdichtung“ auf 
dem NIBIS® Kartenserver). Verdichtungen sind 

durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden – 

zum Schutz und zur Minderung der Beeinträch-

tigungen des Bodens. 

 

In der Planungsphase lassen sich aus boden-

schutzfachlicher Sicht mehrere Möglichkeiten 

der Vermeidung und Minimierung von Beein-

trächtigungen des Schutzguts bedenken und – 

wenn möglich – in Ausschreibungen bzw. fol-

gende Planungsstufen übernehmen. Besonders 

schutzwürdige oder empfindliche Bereiche soll-

ten wenn möglich von einer Bebauung ausge-

nommen werden. Im Rahmen der Bautätigkei-

ten sollten einige DIN-Normen aktiv Anwen-

dung finden (v. a. DIN 19639 Bodenschutz bei 

Planung und Durchführung von Bauvorhaben, 

DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschafts-

bau -Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwertung 
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von Bodenmaterial). Der Geobericht 28 Boden-

schutz beim Bauen des LBEG dient als Leitfaden 

zu diesem Thema. Weitere Hinweise zur Ver-

meidung und Minderung von Bodenbeeinträch-

tigungen sowie zur Wiederherstellung von Bo-

denfunktionen sind zudem in Geofakt 31 Erhalt 

und Wiederherstellung von Bodenfunktionen in 

der Planungspraxis zu finden. 

 

Eine eingriffs- und funktionsbezogene Kompen-

sation verbleibender Bodenfunktionsbeein-

trächtigungen sollte durch geeignete Maßnah-

men zur Verbesserung der Bodenfunktionen 

durchgeführt werden (z. B. Entsiegelung, Rena-
turierung, Wiedervernässung). Dementspre-

chend empfehlen wir Bodenabtrag im Zuge die-

ser Maßnahmen zu vermeiden und Maßnah-

men zu wählen, die den natürlichen Standort-

bedingungen entsprechen. Wir weisen in die-

sem Kontext auf die LBEG Veröffentlichung Er-

halt und Wiederherstellung von Bodenfunktio-

nen in der Planungspraxis hin. 

 

Hinweise 

 

Sofern im Zuge des o. g. Vorhabens Baumaß-

nahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise 

und Informationen zu den Baugrundverhältnis-

sen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. 

Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Bau-

grundverhältnissen ersetzen keine geotechni-

sche Erkundung und Untersuchung des Bau-

grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. 

Geotechnische Baugrunderkundungen/-unter-
suchungen sowie die Erstellung des geotechni-

schen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-

1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den 

jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 

 

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten 

und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind, be-

achten Sie bitte unser Schreiben vom 

04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-

2024-0001). 

Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und 

Kompensationsflächen betroffen sind, gehen 

wir davon aus, dass für alle Ausgleichs- und 

Kompensationsflächen die Festlegungen der 

Regionalen Raumplanung beachtet werden. In 

Rohstoffsicherungsgebieten sollten Ausgleichs- 

oder Kompensationsmaßnahmen erst nach ei-

ner vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, 

da sonst ein späterer Rohstoffabbau erschwert 
bzw. verhindert werden kann. Die aktuellen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die allgemeinen Hinweise werden entspre-

chend der Ebene der vorbereitenden Bauleit-

planung in die Begründung übernommen. 
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Rohstoffsicherungskarten können über den 

NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder 

als frei verfügbarer WMS Dienst abgerufen 

werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs- 

und Kompensationsflächen für erdverlegte 

Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitun-

gen ein Schutzstreifen zu beachten, der von 

jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem 

Pflanzenwuchs freizuhalten ist. 

 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen 

Belange haben wir keine weiteren Hinweise 

oder Anregungen. 

 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, 

mögliche Konflikte gegenüber den raumplane-

rischen Belangen etc. ableiten und voraus-

schauend berücksichtigen zu können. Die Stel-

lungnahme wurde auf Basis des aktuellen 

Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-

grundlage ist weder als parzellenscharf zu in-

terpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Voll-

ständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht et-

waige nach weiteren Rechtsvorschriften und 

Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaub-

nisse, Bewilligungen oder objektbezogene Un-

tersuchungen. 

   

35. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 

Bezirksstelle Braunschweig (lwk) vom 

19.02.2026 

  

   

 

Die vorliegende Planung wird aufgestellt, um 

die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen 

für eine Erweiterungsfläche zu schaffen, die in 

mehreren Bauabschnitten realisiert werden 
soll. 

Das Plangebiet befindet sich zwischen Gamsen 

und der B4 und hat eine Gesamtgröße von 35 

ha. Es handelt sich hierbei überwiegend um 

Ackerflächen, die im RROP (2008) als Vorbe-

haltsgebiet Landwirtschaft ausgewiesen sind 

und im Entwurf des RROP 2025 in ein Vorbe-

haltsgebiet für Gewerbeentwicklung umge-

wandelt werden sollen. Es ist auf der Fläche 

Wohn- und Gewerbenutzung mit Grünflächen 

geplant. 

Wir stehen grundsätzlich einer städtebaulichen 

Planung positiv gegenüber, die, wie auch schon 

in der Begründung des Vorhabens genannt, un-

ter Beachtung des sparsamen Umgangs mit 

dem Boden erfolgen sollte. Die Fläche grenzt 

an bestehende Bebauung an. 

  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 
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Eine Auswahl von Flächen sollte grundsätzlich 

aus Sicht eines nachhaltigen und vorsorgenden 

Bodenschutzes auf Flächen mit Böden mit ge-

ringer Funktionserfüllung erfolgen. 

Die Fläche im Planungsgebiet des F-Plans wird 

derzeit landwirtschaftlich genutzt. Gemäß der 

Bodenkarte des LBEG sind es Böden mit einer 

überwiegend mittleren Bodenfruchtbarkeit. Die 

Böden im westlichen Teil weisen dagegen nur 

eine geringe bis sehr geringe Ertragsfähigkeit 

auf. Die Ackerzahlen haben größtenteils einen 

Wert von etwa 40 (bis 49), im Westen mit 32 

beginnend. Hier liegt auch ein Wasserrecht für 

die Entnahme von Grundwasser zur Beregnung 
des Beregnungsverbandes Gifhorn vor. 

Wir begrüßen, dass bedingt durch mehrere Pla-

nungsphasen und Bauabschnitte über einen 

längeren Zeitraum, die Flächen bis zur Realisie-

rung weiter landwirtschaftlich genutzt werden 

können. Dies sollte in einen für die Bewirtschaf-

ter und Eigentümer der Fläche planbaren Rah-

men geschehen, so dass z. B. Fruchtfolgen ein-

gehalten und Erhaltungskalkungen durchge-

führt werden können, damit keine unnötigen 

wirtschaftlichen Verluste entstehen. Auch soll-

ten die Größe und der Zuschnitt der noch zu be-

wirtschaftenden Fläche an die heutigen land-

wirtschaftlichen Erfordernisse angepasst und 

mit den Bewirtschaftern abgesprochen wer-

den. Die Überfahrung der landwirtschaftlichen 

Flächen durch bauliche Maßnahmen sollte ver-

mieden werden. Es ist zu empfehlen eine Bo-

denkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 

durchzuführen. 
Der Plangeltungsbereich berührt auch die Er-

schließung der nördlich gelegenen landwirt-

schaftlich genutzten Flächen östlich der B4. 

Diese muss auch zukünftig erhalten bleiben, d. 

h. der nördlich des Plangebietes verlaufende 

Weg muss weiterhin uneingeschränkt für den 

landwirtschaftlichen Verkehr nutzbar bleiben. 

Wir weisen darauf hin, dass Immissionen wie 

Stäube, Gerüche sowie Lärm durch die Bewirt-

schaftung angrenzender Flächen (z. B. Bereg-

nungsaggregate) als ortsüblich von Gewerbe-

treibenden und Anwohnern hinzunehmen sind 

und unterstützen die Anpflanzung einer Hecke 

als Schutz. Die Unterhaltung der geplanten An-

pflanzung muss gesichert sein, damit die Be-

wirtschaftung der angrenzenden landwirt-

schaftlichen Flächen nicht durch Äste beein-

trächtigt und die Beschattung des Ackers mini-

miert wird. 
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Sofern Drainagen angeschnitten werden, sind 

diese abzufangen. Wir empfehlen in dem Zu-

sammenhang die örtliche Landwirtschaft mit 

einzubeziehen. Diese kann unter Umständen 

aufschlussreiches Kartenmaterial zum Draina-

geverlauf zur Verfügung stellen. Das Gleiche 

gilt für Beregnungsleitungen. 

Wir gehen davon aus, dass sich die Flächen im 

Eigentum des Vorhabenträgers befinden bzw. 

mit dem Flächeneigentümer einvernehmliche 

Absprachen bestehen. Im Fall einer derzeitigen 

Bewirtschaftung auf Pachtbasis wäre ggf. zu 

prüfen, inwiefern durch diese baubedingten 

Flächenentzüge landwirtschaftlicher Nutzflä-
chen eine einzelbetriebliche Betroffenheit ge-

geben ist. 

Im nordöstlichen Plangebiet sind Teiche zu er-

kennen. Zu den fischereiwirtschaftlichen Belan-

gen nimmt unser Fachbereich Fischerei wie 

folgt Stellung: 

Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstel-

lung und Änderung des Flächennutzungsplans 

sämtliche öffentlichen Belange gegeneinander 

und untereinander gerecht abzuwägen. 

Hierzu zählen ausdrücklich auch die fischereili-

chen Nutzungs- und Schutzinteressen, soweit 

durch Nutzungszuweisungen oder bauliche Ent-

wicklungen Auswirkungen auf Gewässer, aqua-

tische Lebensräume oder bestehende Fischerei-

rechte zu erwarten sind. Dies ist im vorliegen-

den FNP der Fall. 

Gewässer sowie die darin lebenden Tiere und 

Pflanzen sind bedeutende Bestandteile des Na-

turhaushalts und Grundlage für die ökologische 
Funktionsfähigkeit der Gewässer sowie für die 

nachhaltige Nutzung und Entwicklung der 

Fischbestände. Fischereirechte sind überwie-

gend landesrechtlich geregelt und stehen in en-

gem Zusammenhang mit den Eigentumsver-

hältnissen. Der Gewässereigentümer besitzt 

grundsätzlich die alleinige Befugnis zur Aneig-

nung wildlebender Fische in seinen Gewässern, 

soweit gesetzliche Vorgaben oder Rechte Drit-

ter nicht entgegenstehen. Diese bestehenden 

Nutzungsrechte können durch planerische Fest-

setzungen mittelbar berührt werden und sind 

daher zwingend in die Abwägung einzustellen. 

Dem vorliegenden Kartenmaterial ist zu ent-

nehmen, dass die vorhandenen Gewässer voll-

ständig in die Flächennutzungsplanung einbe-

zogen wurden. Es ist daher zu befürchten, dass 

diese sensiblen aquatischen Lebensräume 

durch die geplanten baulichen und gewerbli-
chen Nutzungen im Einzugsgebiet nachhaltig 

Der Dachverband der Beregnungsverbände 

und das Landvolk Niedersachsen sind als lo-

kale Träger öffentlicher Belange für die örtli-

che Landwirtschaft am Verfahren beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Die genannte Grünfläche, die in der Ände-

rung des Flächennutzungsplanes dargestellt 

worden ist und die nicht der Regenrückhal-

tung dienst, ist nur der Vollständigkeit halber 

in die Änderung aufgenommen wurden um 

eine vorherige, abweichende Darstellung im 

Urplan (1978) zu korrigieren. 

Es ist durch diese Planung nicht vorgesehen 

Einfluss auf die konkrete, private Nutzung 

der Flächen zu nehmen. 

Somit ist nicht damit zu rechnen, dass sich 

durch die, auf Basis dieser Flächennutzungs-

planänderung, zu entwickelnden Bebauungs-

pläne ein negativer Einfluss auf die stehen-

den Gewässer innerhalb der Grünfläche 

ergibt.  

Mögliche Auswirkungen auf Gewässer der III. 

Ordnung im Plangebiet und die darin leben-
den Arten werden durch eine Biotoptypen-

kartierung und eine Erfassung der Fauna vor 

Ort grundlegend ermittelt und betrachtet. 

Konkrete Regelungen zur Sicherung der 

Fischteiche und der dort lebenden Arten er-

folgen auf der Ebene der verbindlichen Bau-

leitplanung.  

Die Teiche, die sich in der Grünflächendar-

stellung entlang der nördlichen Geltungsbe-

reichsgrenze erstrecken, befinden sich in Pri-

vateigentum. Die Änderung der Flächennut-

zungsplanänderung hat an dieser Stelle nur 

einen darstellerischen Charakter und begrün-

det kein unmittelbares Baurecht.  
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negativ beeinflusst werden. Hierzu zählen ins-

besondere Beeinträchtigungen der Wasserqua-

lität sowie mögliche Auswirkungen auf die 

Wasserversorgung der Teichanlagen, die wie-

derum zu einer erheblichen Störung ökologi-

scher Funktionen führen können. 

Aus fischereifachlicher Sicht sind daher fol-

gende Punkte zwingend in die Abwägung ein-

zustellen: 

1. Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf 

Gewässerstruktur, Wasserqualität und Ha-

bitatfunktion  

2. Berücksichtigung naturschutz- und gewäs-

serbezogener Fachplanungen  
3. Sicherstellung, dass keine planerischen 

Festsetzungen zu einer Verschlechterung 

der fischereilichen Nutzungsmöglichkeiten 

oder des ökologischen Zustands der Ge-

wässer führen  

Die fischereilichen Belange sind im Rahmen der 

Flächennutzungsplanung in angemessener 

Weise zu berücksichtigen, da sie integraler Be-

standteil des Naturhaushalts, der ökologischen 

Funktionsfähigkeit der Gewässer und der be-

stehenden Nutzungsrechte sind. Die Darstellun-

gen des FNP beeinflussen die Rahmenbedin-

gungen der Fischerei mittelbar über mögliche 

Veränderungen des Gewässerzustands und ist 

daher sorgfältig und umfassend in die Abwä-

gung einzubeziehen.  

Wir stellen zusammenfassend fest, dass durch 

die Planung landwirtschaftliche Belange erheb-

lich berührt werden. Die vorgenannten Punkte 

bitten wir im weiteren Planverfahren zu be-
rücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise werden entsprechend der 

Ebene der Flächennutzungsplanänderung zur 

Beachtung bei der weiteren Realisierung in 

die Begründung übernommen.  

   

36. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 

Forstamt Südostheide vom 

  

   

   

   

37. Niedersächsisches Forstamt Unterlüß vom   

   

   

   

38. NLWKN, Nds. Landesbetrieb für Wasser-

wirtschaft, Küsten- und Naturschutz vom 

  

   

   

   

39. Niedersächsisches Umweltministerium 

vom 
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40. Dachverband der Beregnungsverbände im 

Landkreis Gifhorn – Geschäftsstelle vom 

  

   

   

   

41. Unterhaltungsverband Mittelaller vom   

   

   

   

42. Aller-Ohre-Ise-Verband vom 30.01.2026   

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

43. Wasserverband Untere Ise vom   

   

   

   

44. Isenbütteler Bewässerungsverband vom   

   

   

   

45. Bundespolizei-Fliegerstaffel Gifhorn vom 

28.01.2026 

  

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

46. Freiwillige Feuerwehr Gifhorn vom   

   

   

   

47. Bundespolizeidirektion Hannover, Sachbe-

reich 34 vom 26.01.2026 

  

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

48. Polizeiinspektion Gifhorn vom 23.01.2026   

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

49. Bundesamt für Infrastruktur, Umwelt-

schutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

(BAIUDBw) Referat Infra I 3 vom 20.01.2026 

  

   

  Keine Anmerkungen und Bedenken. 

   

50. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt vom 
09.02.2026 

  

   
  Keine Anmerkungen und Bedenken. 
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51. LGLN, Regionaldirektion Hannover, Kampf-

mittelbeseitigungsdienst vom 22.01.2026 

  

   

Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet 

des Landes Niedersachsen vollständig durch 

Kampfhandlungen betroffen. In der Folge kön-

nen heute noch nicht detonierte Kampfmittel, 

z. B. Bomben, Minen, Granaten oder sonstige 

Munition im Boden verblieben sein. Daher 

sollte vor geplanten Bodeneingriffen grund-

sätzlich eine Gefährdungsbeurteilung hinsicht-

lich der Kampfmittelbelastung durchgeführt 
werden. 

Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der 

Gefahren ist eine historische Erkundung, bei 

der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung 

von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition 

ausgewertet werden (Kriegsluftbildauswer-

tung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Son-

dierung durch eine gewerbliche Kampfmittel-

räumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenab-

wehrbehörde (in der Regel die Gemeinde) sollte 

sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort gel-

tenden Vorgaben informiert werden. Bei kon-

kreten Baumaßnahmen berät der KBD zudem 

über geeignete Vorgehensweisen. 

 

Hinweis: 

Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD 

beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 

6 Niedersächsisches Umweltinformationsge-
setz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Nie-

dersächsisches Verwaltungskostengesetz 

(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. 

Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen 

dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und 

aus personellen Gründen nicht möglich, da pri-

oritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. 

Ein Auszug aus dem Kampfmittelinformations-

system ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. 

Der KBD informiert die zuständigen Gefahren-

abwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse 

durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte 

Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenab-

wehrbehörden daher bereits bekannt. 

Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildaus-

wertung durchgeführt werden soll, bitte ich um 

entsprechende schriftliche Auftragserteilung 

unter Verwendung des Antragsformulars und 

der Rahmenbedingungen, die Sie über folgen-

den Link abrufen können: 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

 

 

 
 

Luftbildauswertungen wurden für den Be-

reich in den Jahren 2020, 2021 und 2025 be-

auftragt und werden im entsprechenden Ab-

schnitt der Begründung behandelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die allgemeinen Hinweise werden in die Be-

gründung übernommen. 
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https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allge-

meine_informationen/kampfmittelbeseiti-

gungsdienst-niedersachsen-207479.html 

   

52. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien vom    

   

   

   

53. EBA, Eisenbahn-Bundesamt vom   

   

   

   

54. NLSTBV - Nds. Landesbehörde für Straßen-

bau und Verkehr, Geschäftsbereich Wolfenbüt-

tel vom 17.02.2026 

  

   

Durch die o. a. Flächennutzungsplanänderung 

werden Belange, die seitens des Geschäftsbe-

reiches Wolfenbüttel zu vertreten sind, hin-

sichtlich der Änderung zu verschiedenen Bau-

flächen östlich der freien Strecke der Bundes-

straße 4, berührt. 

 

Zur Ermittlung der verkehrlichen Auswirkungen 
der Planung ist eine Verkehrsuntersuchung 

durchzuführen und auszulegen. Dabei sollten 

insbesondere die Knotenpunkte mit der Bun-

desstraße 4 untersucht werden (B4/K34 und 

B4/KVP Carl-Miele-Str., Bruno-Kuhn-Str.). Die 

Verkehrsuntersuchung sollte als „Gesamtkon-

zept“ für die beabsichtigte städtebauliche Ent-

wicklung angelegt werden und nicht als eine 

schrittweise Betrachtung mit zeitlichen Versät-

zen im Rahmen der eventuell nach und nach er-

folgenden verbindlichen Bauleitplanung ge-

schehen. 

 

Entlang der B4 ist in der weiteren Planung ein 

durchgehendes Zu- und Abfahrtsverbot festzu-

setzen. Dementsprechend ist eine Erschließung 

in dem Bereich nicht zulässig. 

 

Ebenso ist in der weiteren Planung die Bauver-

botszone der B4 zu berücksichtigen und auszu-
weisen. 

 

Ich weise darauf hin, dass seitens des Straßen-

baulastträgers der Bundesstraße keine Lärm-

schutzmaßnahmen für das Plangebiet errichtet 

und auch keine Kosten hierfür übernommen 

werden. Ansprüche hinsichtlich der Emissionen 

wie Lärm, Staub, Gasen oder Erschütterungen 

können gegenüber dem Bund nicht geltend ge-

macht werden. Es ist Sache des Trägers der 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

 

Derzeit befindet sich eine Verkehrsprognose 
in der Erarbeitung, die für die Bebauungs-

pläne Anwendung finden wird. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-

nung bildet der Verkehrsentwicklungsplan 

der Stadt Gifhorn (2020) eine Grundlage für 

die Planung. 

 

 

 

 

 

 

 

Auf Ebene der Bebauungspläne wird die Er-

schließung konkret geregelt werden. Zum jet-

zigen Stand ist es jedoch beabsichtigt die Ge-

biete vom Kreisverkehrsplatz aus zu erschlie-

ßen. 

Eine Bauverbotszone entlang der B4 gilt ge-

mäß Fernstraßengesetz und wird im Bebau-
ungsplan für die Gewerbeentwicklung ver-

bindlich festgelegt werden. 

 

Neben den oben genannten Gutachten befin-

det sich ein Lärmgutachten in der Erarbei-

tung. Dadurch soll eine frühzeitige Einschät-

zung über Lärmpegelbereiche und Auswir-

kungen auf weitere Bebauungspläne erlaubt 

werden.  
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Bauleitplanung geeignete Schutzmaßnahmen 

zu planen und umzusetzen, um die Anforderun-

gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

im Plangebiet zu gewährleisten (im Sinne von § 

1 (6) Nr. 1 BauGB). 

 

Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Um-

weltprüfung habe ich keine Anmerkungen vor-

zubringen. Ich bitte Sie jedoch im Bebauungs-

planverfahren die Flächen, die für Kompensati-

onsmaßnahmen ggf. erforderlich sind, mit ge-

nauen Angaben zur Lage (Gemarkung, Flur, 

Flurstück) zu kennzeichnen und in der Übersicht 

zum Geltungsbereich mit darzustellen. Eine Be-
troffenheit mit eigenen Kompensationsmaß-

nahmen muss geprüft werden können. 

 

Unter der Voraussetzung, dass die vorstehen-

den Hinweise, Anregungen und Bedenken im 

weiteren Bauleitplanverfahren berücksichtigt 

werden, stimme ich der Flächennutzungs-

planänderung in straßenbau- und verkehrlicher 

Hinsicht zu. 

 

 

 

 

 

 

Im Falle von vorhabenexternen Ausgleichs-

maßnahmen, werden diese in den Bebau-

ungsplänen explizit genannt werden. 

Die NLSTBV wird als Träger öffentlicher Be-

lange an den weiteren Verfahren beteiligt 

und hat dadurch die Gelegenheit eine mögli-

che Betroffenheit von eigenen Kompensati-

onsmaßnahmen zu prüfen. 

   

55. Luftfahrtbehörde Niedersachsen, Dezernat 

42, ZGB Hannover vom 

  

   

   

   

56. Verkehrsgesellschaft Landkreis Gifhorn 

vom 

  

   

   

   

57. Bischof-Brauner GbR vom   

   

   

   

58. Bischöfliches Generalvikariat vom   

   

   

   

59. Evangelisch-luth. Kirche, Kirchenamt Gif-

horn vom 

  

   

   

   

60. Katholische Kirchengemeinde St. Altfrid 

vom 
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61. Katholische Kirchengemeinde St. Bernward 

vom 

  

   

   

   

62. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, 

Hauptstelle Portfoliomanagement vom 

20.02.2026 

  

   

Nach Prüfung der zur Verfügung gestellten Pla-

nungsunterlagen teile ich Ihnen mit, dass die 

BImA als Trägerin öffentlicher Belange und Ei-

gentümerin nach aktuellem Stand der Planun-

gen keine Hinweise oder Anregungen zu den o. 

a. Entwurfsplanungen einbringt. 

 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben bit-

tet im Zuge der weiteren Planung neben der 

Wahrnehmung der Aufgaben als Träger öffent-

licher Belange auch in der Eigentümerfunktion 

weiterhin frühzeitig in die weiteren Abstim-
mungen eingebunden zu werden, um ggf. auf 

anderweitige Planungen im Voraus Einfluss 

nehmen zu können. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

wird an den weiteren Verfahrensschritten 

beteiligt. 

   

63. Staatliches Baumanagement vom   

   

   

   

64. BUND, Bund für Umwelt und Naturschutz 

Deutschland e.V. vom 20.02.2026 

  

   

Die folgende Stellungnahme wird aufgrund von 

§ 10 Buchstabe f Satz 2 der Satzung für den 

BUND Landesverband Niedersachsen e. V. (Teil 

A) im Namen des BUND Landesverbands Nie-

dersachsen abgegeben. 

 

Unter den folgenden Prämissen geben wir die 

folgende Stellungnahme ab: 

 

Soll die Ausrottung von immer mehr Arten be-

endet und unsere Naturräume geschützt wer-

den, dann muss endlich der Flächenverbrauch 

für immer mehr Straßen-, Gewerbe- und Sied-

lungsflächen beendet werden. Das sind große 

Herausforderungen, aber es ist machbar. Je-
doch wird die Bewältigung dieser Aufgabe un-

möglich, wenn die Politik weiterhin dem Wirt-

schaftswachstum Vorrang vor der Bewahrung 

unserer Lebensgrundlagen gibt. 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

Für die auf Basis dieser Änderung zu entwi-

ckelnden Bebauungspläne, wurde eine Bio-

topkartierung durchgeführt und es befindet 

sich eine Artenerhebung in der Erarbeitung. 

Die Ergebnisse daraus fließen in die weitere 

Betrachtung und Ausarbeitung der Bebau-
ungspläne mit ein, um heimische Arten in der 

Örtlichkeit besser zu schützen. 

Der schonende Umgang mit dem Schutzgut 

Fläche ist auch für die Stadt Gifhorn von be-

sonderem Interesse und die Stadt bekennt 
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Diesen Leitsätzen genügt der F-Plan Westerfeld 

Nord nicht. Die Zunahme der Siedlungs- und 

Verkehrsfläche, d. h. die Inanspruchnahme bis-

her i.d.R. nicht bebauter Flächen durch Sied-

lungs- und Verkehrsflächen, kann als Indikator 

herangezogen werden, dass die Zielsetzungen 

der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregie-

rung Gefahr laufen, verfehlt zu werden. Da-

nach sollen ab dem Jahr 2030 bundesweit nur 

noch bis zu 30 ha pro Tag neu durch Siedlungs- 

und Verkehrsflächen in Anspruch genommen 

werden. Verteilt man diese Regelung auf Nie-

dersachsen, das etwa 1/7 der Fläche der Bun-

desrepublik einnimmt, so gelangt man zu der 
für Niedersachsen maßgeblichen Größe für die 

Inanspruchnahme von Flächen von 4 ha/Tag, 

wie ihn die Nachhaltigkeitsstrategie Nieder-

sachsens vorsieht. Der augenblickliche Wert für 

Niedersachsen liegt bei etwa 5 ha/Tag. Ur-

sprünglich sollte dieses Ziel bereits 2020 er-

reicht worden sein. Bis zum Jahr 2050 soll eine 

Flächenkreislaufwirtschaft realisiert werden. 

Das bedeutet, dass in der Bilanz – unter Be-

rücksichtigung von Entsiegelungen und Rück-

bau - gar keine Flächen mehr neu in Siedlungs- 

und Verkehrsflächen umgewandelt werden sol-

len. 

 

Diesen Leitsätzen genügt der vorliegende Ent-

wurf des F-Plans nicht. Mit insgesamt ca. 15,9 

ha gewerblicher Baufläche, 11,00 ha Wohn-

baufläche und 3,1 ha gemischter Baufläche 

bietet es die Option für etwa 20-40 Gewerbe-

einheiten und insgesamt ca. 315 Wohneinhei-
ten. Das ist für Gifhorn ein bedeutender Flä-

chenverbrauch. 

 

Die Inanspruchnahme der Flächen verändert 

diese gravierend, indem u. a. die Lebensräume 

für Pflanzen und Tiere oftmals vollständig zer-

stört werden. Der Boden mit seinen Funktionen 

wird in Teilen grundlegend zerstört und über-

baut, das Kleinklima verändert sich. Ferner ist 

schon jetzt der Zustand erreicht, dass die land-

wirtschaftlichen Flächen in der Bundesrepublik 

nicht mehr die Nahrungsgrundlagen der Bevöl-

kerung sicherstellen können. Mit der veränder-

ten Nutzung sind weitere Folgen für die Um-

welt verbunden. Der Gebäudesektor macht 

derzeit knapp 15 % der deutschen Treibhaus-

gasemissionen aus. 

 

Wegen des anhaltenden Wirtschaftswachs-
tums haben Industrie und Gewerbeflächen in 

sich zu den vom Land Niedersachsen gesteck-

ten Ziele den Flächenverbrauch bis zum Jahr 

2030 zu begrenzen. 

Die Landschaftsplan der Stadt Gifhorn (Neu-

aufstellung 2025) sieht für den Bereich eine 

sehr geringe Bedeutung für Arten und Bio-

tope vor. Der Bereich entlang des „Donagra-

bens“, der entlang der Nordgrenze des Gel-

tungsbereiches verläuft, ist als Grünfläche in 

der Planzeichnung dargestellt, bleibt jedoch 

weiterhin in privatem Besitz. Ein dort ansässi-

ges Vorkommen des Fischotters bleibt von 

dem geplanten Bauvorhaben nach jetzigem 

Informationsstand unbeeinträchtigt. Auch die 
Gewässer III. Ordnung innerhalb des Plange-

bietes sollen erhalten werden. 

Eine nähere Ausgestaltung von Grünflächen 

in den einzelnen Bauabschnitten erfolgt auf 

Ebene der Bebauungspläne. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Um dem voraussichtlichen gesamtstädti-
schen Bevölkerungswachstum, wie es im ISEK 
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Deutschland in den letzten Jahren deutlich zu-

genommen. Für die Ansiedlung von Industrie 

und Gewerbe werden immer noch vorwiegend 

landwirtschaftlich genutzte Flächen und für 

den Pflanzenbau wertvolle Böden aber auch 

ökologisch wertvolle Flächen umgewidmet. 

Brachflächen werden nur in geringem Umfang 

und vorwiegend in altindustrialisierten Regio-

nen wie dem Ruhrgebiet recycelt und u. a. für 

die Gewerbeansiedlung wieder genutzt. Die 

Pro- Kopf-Wohnfläche ist in Deutschland in der 

Vergangenheit fast kontinuierlich gestiegen 

und betrug im Jahr 2023 rund 48 qm je Ein-

wohner. In ländlichen Regionen und kleinen 
Haushalten ist sie deutlich größer als in städti-

schen Regionen und großen Haushalten. Meh-

rere Faktoren führen zum Anstieg der Pro-Kopf-

Wohnfläche, u. a. die Verkleinerung der Haus-

halte (Zunahme von Ein-Personen- Haushalten) 

sowie der Bau von Eigenheimen und großen 

Wohnungen. Gleichzeitig haben die Gemeinden 

Probleme mit der Nachverdichtung und der 

Mobilisierung von Innenentwicklungspotenzia-

len: Unklare Eigentumsverhältnisse, ein nicht 

aktueller Datenstand der kommunalen Flä-

chennutzungsstatistiken und ihre personell und 

technisch schlechte Ausstattung sowie ihre ge-

ringe Digitalisierung behindern eine effiziente 

Flächenmobilisierung von Baulücken und 

Brachflächen. Hierunter fällt auch die erforder-

liche Einrichtung eines Leerstandskatasters, mit 

der der Praxis, insbesondere Wohnraum leer 

stehen zu lassen, entgegengewirkt werden 

kann. Hinzu kommt noch die Konkurrenzen der 
Gemeinden in der Baulandausweisung: 

 

In der Konkurrenz mit anderen Gemeinden 

überbieten sich diese oft um Planungen für 

Wohn- und Gewerbeansiedlungen „auf der 

grünen Wiese” auszuweisen; dies gilt insbeson-

dere für Landgemeinden mit sinkender oder 

stagnierender Bevölkerungszahl. Die klassische 

Angebotsplanung und aktive Baulandentwick-

lung sind für viele Gemeinden nach wie vor 

probate Mittel, um in der interkommunalen 

Konkurrenzsituation um Wohn- und Gewerbe-

ansiedlungen bestehen zu können. Denn die 

Zunahme von Einwohnern und Gewerbebetrie-

ben führen i.d.R. zur Steigerung kommunaler 

Einnahmen – „Das an Bevölkerungszahlen ori-

entierte kommunale Einnahmesystem und das 

Gewerbesteuersystem in Deutschland führt so-

mit zu entsprechenden Fehlzuweisungen von 
Flächen. 

(Kapitel 3.2) skizziert wurde und der Aufgabe, 

als Mittelzentrum auch Wohnraum über dem 

Bedarf der Eigenentwicklung hinaus bereitzu-

stellen, gerecht zu werden kann sich nicht 

ausschließlich auf eine potenzielle Nachver-

dichtung fokussiert werden. Verträgliche Ent-

wicklungspotenziale die sich an den Sied-

lungskörper anschließen, werden oftmals 

durch Schutzgebietsgrenzen oder Vorrangge-

biete auf Ebene der Raumordnung einge-

schränkt. 

Der Standort „Westerfeld Nord“ gehört mit 

seinen 36 ha zu einem der größten Entwick-

lungsprojekte der Stadt, kann jedoch durch 
die beabsichtigte Nutzungsdurchmischung, 

trotz des geplanten Flächenverbrauchs zu ei-

nem effektivieren Umgang mit dem Schutz-

gut Fläche beitragen. Weiterhin bietet die 

Berücksichtigung einer regional bedeutsa-

men Gewerbeansiedlung im KOREG des Regi-

onalverbandes die Gelegenheit mit diesem 

Planverfahren die Voraussetzungen für eine 

indirekte Erweiterung des Gewerbestandorts 

„Westerfeld Süd“ an dieser Stelle zu schaf-

fen. 

Mit dieser Planung wird auch den geplanten 

Festlegungen im Entwurf des Regionalen 

Raumordnungsprogrammes 2025 für den 

Großraum Braunschweig entsprochen. Die 

Planung wird also als an die Ziele der Raum-

ordnung angepasst erachtet. 
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Mit dem vorliegenden F-Plan soll nun in Bezug 

auf die Maßnahme 1.8 des Maßnahmenkata-

logs des ISEK die Bauleitplanung und die Um-

setzung in Bebauungspläne für das Gebiet 

Westerfeld Nord eingeleitet werden. Die Frage, 

ob denn alle Möglichkeiten zur Innenentwick-

lung ausgeschöpft wurden, wird in der Begrün-

dung zum F-Plan nicht beantwortet. Dabei 

wurde mit der vorhergehenden Maßnahme im 

ISEK 1.7 Modellprojekt „Weiterentwicklung Ge-

werbegebiet zu einem multifunktionalen Ge-

biet“ die Innenentwicklung entsprechend höher 

bewertet. 
Dort heißt es zum Beispiel: 

Gifhorn verfügt über große Gewerbeflächen im 

städtischen Bereich. Es besteht Bedarf, die Ge-

werbeflächen westlich der Braunschweiger 

Straße (Gewerbe- und Industriegebiete) neu zu 

ordnen und weiterzuentwickeln. Und weiter: 

Durch eine Änderung der Gewerbestrukturen 

kann die Chance ergriffen werden, bestehende 

Produktionsstätten weiterhin zu nutzen, aber 

an neue Gewerbecluster anzupassen, um die 

Ansiedlung neuer Unternehmensbranchen zu 

fördern. In Koordination mit anderen Gewerbe-

gebieten der Stadt sollte für jedes Gewerbege-

biet eine eigene Marke oder ein eigenes Profil 

entwickelt werden, um die individuellen Stand-

ort- und Nutzungsqualitäten zu stärken. Es 

empfiehlt sich, ein Nutzungskonzept zu erstel-

len, das Standortbereiche für verschiedene Ar-

ten von Unternehmen sowie infrastrukturelle 

und städtebauliche Aspekte berücksichtigt. 
Hieraus ergibt sich, dass zunächst, wie im ISEK 

geplant, bestimmt wird, für welche Gewerbear-

ten und Wohnungswünsche Bedarfe bestehen, 

die aber nicht auf den bestehenden Flächen ge-

deckt werden können. 

 

Danach können wir die Notwendigkeit für Neu-

versiegelungen besser verstehen. Weil es sich 

bei "Westerfeld Nord" um qualitativ hochwer-

tige landwirtschaftliche Flächen handelt, ist be-

sondere Rücksicht geboten. Dies wird auch ge-

stützt durch den § 1a „Ergänzende Vorschriften 

zum Umweltschutz“ Baugesetzbuch: 

„Mit Grund und Boden soll sparsam und scho-

nend umgegangen werden; dabei sind zur Ver-

ringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme 

von Flächen für bauliche Nutzungen die Mög-

lichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbe-

sondere durch Wiedernutzbarmachung von 

 

Die genannten Hinweise werden zur Kenntnis 

genommen. In Abschnitt A.6 der Begründung 

(Städtebauliche Zielvorstellungen), wurden 

die verschiedenen Entwicklungspotenziale 

für Wohnungsbau und Gewerbe im Stadtge-

biet herausgearbeitet und es wurde aufge-

zeigt, dass vorhandene Nachverdichtungspo-

tenziale alleine nicht ausreichen um den an-

genommenen Bevölkerungsanstieg von 

0.35% pro Jahr zu decken. Dies verdeutlichen 

auch die Wohnraumversorgungskonzepte 

(2015 und Fortschreibung 2024) auf die die 

Stadt ihre Bedarfsermittlung stützt. 
Auch die genannte Konversionsfläche auf 

dem ehemaligen Continental-Gelände (ISEK 

Maßnahme 1.7) ist dort aufgeführt und es 

wird speziell die Flächenverfügbarkeit auf-

grund privater Eigentumsverhältnisse als eine 

der Herausforderungen angesehen. Eine zeit-

liche Umsetzung des im ISEK unter Maß-

nahme 1.7 beschriebenen Projektes lässt sich 

derzeit noch nicht abschätzen. Eine aktuell in 

Auftrag gegebene Machbarkeitsstudie zu Ent-

wicklungsspielräumen und -grenzen für den 

Bereich der Gewerbeflächen westlich der 

Braunschweiger Straße kann in naher Zukunft 

eine belastbare Grundlage für etwaige Pla-

nungsschritte darstellen. 

Nichtsdestotrotz gibt es Interessensbekun-

dungen für gewerbliche Bauflächen, die ohne 

neuen Flächenverbrauch nicht gedeckt wer-

den können. Durch den im KOREG, als regio-

nal bedeutsam, herausgearbeiteten Gewer-
bestandort „Westerfeld Nord“ könnten diese 

Bedarfe kurz- bis mittelfristig gedeckt wer-

den. 

 

 

 

Der Standpunkt der landwirtschaftlichen In-

teressen wird von der Landwirtschaftskam-

mer und dem Landvolk vertreten, welche 

ebenfalls Stellungnahmen zum Vorhaben ab-

gegeben haben. Eine Abwägung erfolgt an 

entsprechender Stelle gemäß den jeweiligen 

Einsendungen. 

 

 

 

 

 

 
 



 

 

31 

 

Flächen, Nachverdichtung und andere Maß-

nahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 

Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß 

zu begrenzen. Die Notwendigkeit der Umwand-

lung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter 

Flächen soll begründet werden; dabei sollen Er-

mittlungen zu den Möglichkeiten der Innenent-

wicklung zugrunde gelegt werden, zu denen 

insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, 

Baulücken und andere Nachverdichtungsmög-

lichkeiten zählen können. Diese Grundhaltung 

sollte Bestandteil einer fach- und sachgerech-

ten Begründung für das Einleiten einer Bauleit-

planung sein. 
 

Lösungsansätze für die geschilderten Probleme 

sind bekannt. Büroflächen können in der Regel 

leicht in Wohn-,Kultur- oder gewerbliche Nut-

zung überführt werden. Dazu gehört die Um-

nutzung und Umgestaltung von Leerständen, 

die sich auch in den Kleinstädten als zentrale 

Orte einleiten lassen. Auch wenn das Raumord-

nungsgesetz in § 2 Nr. 6 bereits der sparsamen 

Umgang mit der Fläche thematisiert, so ist die 

Umsetzung nicht immer erkennbar. In einer ko-

ordinierten Aktion sind zwischen Bund, Län-

dern, Regional- und Bauleitplanung nicht nur 

neu aufzustellende, sondern auch die vorhan-

denen Pläne auf Möglichkeiten reduzierter Flä-

cheninanspruchnahme zu prüfen, etwa indem 

die Ausweisung nicht mehr benötigter Gewer-

beflächen zurückgenommen wird. Schließlich 

erscheint eine obligatorische Überprüfung der 

Wirtschaftlichkeit zusätzlicher Flächenauswei-
sungen durch die Kommunen angebracht, die 

die damit verbundenen Folgekosten berück-

sichtigt. Es ist keinesfalls selbstverständlich, 

dass die bei der Kommune anfallenden Kosten 

bei der Entwicklung des Plangebietes zu einem 

für die Stadt finanziell positiven Ergebnis füh-

ren. Über diese Kosten sollte in der Begründung 

des Planes eine Aussage gemacht werden. 

 

Der BUND hält es für unverzichtbar, bereits 

2030 eine Flächenkreislaufwirtschaft zu reali-

sieren und auf eine weitere Flächenneuinan-

spruchnahme ab diesem Datum zu verzichten. 

Eine nachhaltige Siedlungsentwicklung ist erst 

gegeben, wenn die Flächenneuinanspruch-

nahme Null ist („Netto-Null”). Wir fordern des-

halb ein schnelleres Erreichen der Flächenkreis-

laufwirtschaft bereits bis 2030. Da die vorlie-

gende Planung und die nachfolgenden Bebau-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Kosten der Planung, die bei der Stadt Gif-

horn entstehen werden im Rahmen einer 

städtebaulichen Grundvereinbarung vom 

Vorhabenträger übernommen. Die Einschät-

zung über die Profitabilität der Entwicklung 

und Erschließung des Plangebietes selbst, 

verbleibt hingeben beim Vorhabenträger. 
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ungspläne über mehrere Jahrzehnte sich er-

strecken, ist das Eckdatum 2030 zu beachten. 

Um dieses Ziel zu erreichen, gibt es einen 

Strauß möglicher Maßnahmen, z. B. die Wie-

der- und Umnutzung von Brachflächen und 

leerstehenden Gebäuden, Grundstücksteilun-

gen, Nachverdichtungen, Gebäudeaufstockun-

gen von Wohn- und Gewerbegebäuden, 

Mischnutzungen, Doppel- oder Mehrfachnut-

zungen von Gebäuden (z. B. Gewerbenutzung 

und Energieproduktion), Planung von Mehr- 

statt Einfamilienhäusern. Dazu könnte in An-

lehnung an die Eingriffsregelung bei Umwelt-

prüfungen eine Zubau-Rückbau-Regelung ein-
geführt, die einen Zubau an die Bedingung des 

Rückbaus an anderer Stelle verknüpft. 

 

Zum Schluss sei noch ein weitere Aspekt ange-

führt. Es steht fest, dass die Bevölkerungsent-

wicklung für die Bundesrepublik und auch für 

Niedersachsen rückläufig ist. Ferner wird auch 

ein Wirtschaftswachstum mit den in der Ver-

gangenheit gewohnten Größen nicht mehr auf-

treten. Aufgrund des Strukturwandels in der 

Automobilindustrie wird überlegt, die Beschäf-

tigungszahl deutlich zu reduzieren. Beim VW-

Werk spricht man von einem Wegfall von 

35.000 Arbeitsplätzen mit einem Großteil in der 

Bundesrepublik. Es ist deshalb generell die 

Frage zu stellen, ob die veranschlagten neu zu 

etablierenden Wohn- und Gewerbeflächen in 

Zukunft weiter benötigt werden. Hiermit sollte 

sich vorliegende Planung auch auseinanderset-

zen. Aktuell mit dem heutigen Tag wird in den 
Medien gemeldet, dass Thüringen bisher mit 

Beton oder Asphalt versiegelte Flächen der 

Umwelt zurückgeben will; „Ein Entsiegelungs-

fonds wird aufgelegt, mit dem wir das finanzie-

ren“, sagte Umweltminister Tilo Kummer in Er-

furt. Wir wollen Boden der Natur zurückge-

ben.“ Ein anderer Effekt könnte sein, dass in 

Summe für Bauprojekte in Thüringen weniger 

Landwirtschaftsfläche geopfert werden müsse. 

„Es wird immer noch mehr Fläche versiegelt als 

entsiegelt.“ 

 

Fazit 

 

Wir schlagen deshalb vor, dass der vorliegende 

F-Plan nicht weiterentwickelt wird und die Ver-

wendung der zur Verfügung stehenden Flächen 

im Innenraum zunächst für Zwecke der Wohn- 

und Gewerbebebauung weiter beplant werden 
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und die Entwicklung der Bedarfe ständig evalu-

iert wird. Damit würde die Stadt Gifhorn einen 

zukunftsfähigen Weg der Nachhaltigkeit be-

schreiten. 

 

Wir bitten, den fristgerechten Eingang dieser 

Stellungnahme zu bestätigen und uns über die 

weiteren Verfahrensschritte zu unterrichten. 

 

 

 

 

 

Der Bund für Umwelt und Naturschutz 

Deutschland e.V. wird am weiteren Planungs-

verfahren beteiligt. 

   

65. City-Gemeinschaft Gifhorn e.V. vom   

   

   

   

66. KONU, Koordinationsstelle der Natur- und  

Umweltschutzverbände im Landkreis Gifhorn 

vom 19.02.2026 

  

   

Wir haben aus vielerlei Hinsicht grundsätzliche 

Bedenken bei Planungen, die einen weiteren 

Verbrauch offener Landschaft bedeuten. 

Bereits das „30-Hektar-Ziel" der letzten Bun-
desregierungen sowie der Punkt 14 des „Nie-

dersächsischen Wegs", aber vor allem § 1a des 

NAGBNatSchG 

 

„Ergänzend zu § 1 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG ist die 

Neuversiegelung von Böden landesweit bis zum 

Ablauf des Jahres 2030 auf unter 3 ha pro Tag 

zu reduzieren und bis zum Ablauf des Jahres 

2050 zu beenden. Anzurechnen sind Flächen, 

die entsiegelt und dann renaturiert oder, so-

weit eine Entsiegelung nicht möglich oder nicht 

zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung 

überlassen worden sind.“ 

 

bestätigen unsere Meinung. Eine Reduzierung 

des Flächenverbrauchs ist nur zu erreichen, 

wenn die Kommunen ihre diesbezügliche Ver-

antwortung tragen und entsprechende Ent-

scheidungen treffen. 
Wir plädieren daher eindringlich, sorgfältig zu 

prüfen, ob jeder Flächenverbrauch tatsächlich 

notwendig ist oder alternative Flächen oder 

aber auch Bauausführungen (in die Höhe und 

Tiefe denken, Nachnutzungen) bestehen. 

 

Bitte informieren Sie uns über den Fortgang 

des Verfahrens. 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

Die Stadt Gifhorn bekennt sich zu den im 

Bundesnaturschutzgesetz festgeschriebenen 
Zielen zur Reduktion und Begrenzung der 

Neuversiegelung von Flächen und ihrer Ver-

antwortung schonend mit dem Schutzgut Flä-

che umzugehen. 

Die Umsetzung eines multifunktionalen 

Quartiers, wie es im ISEK (Punkt 1.8) ausgear-

beitet worden ist, ist perspektivisch wichtig 

um dem ermittelten Bevölkerungswachstum 

und dem anhaltenden Interesse an neuen ge-

werblichen Bauflächen, insbesondere auch 

von bereits ortsansässigen Betrieben zur 

nachhaltigen Sicherung der bestehenden Be-

triebe gerecht zu werden. Mehrere Planungs- 

und Bauabschnitte und eine zeitliche Stre-

ckung des Vorhabens sollen bei der Umset-

zung in verbindliche Bauleitpläne zu einer 

besseren Verträglichkeit beitragen. 

Mit dem vom Niedersächsischen Umweltmi-

nisterium bereitgestellten Entsiegelungskata-
ster ist der Stadt Gifhorn in diesem Jahr ein 

Werkzeug an die Hand gegeben worden um 

kommunale Entsiegelungspotenziale im 

Stadtgebiet großräumig zu detektieren. 

Dadurch wird der Stadt die Möglichkeit gege-

ben an anderer Stelle im Siedlungskörper 

Entsiegelungspotenziale zu entwickeln und 

aufzuwerten. 

 

Die Koordinationsstelle der Natur- und  

Umweltschutzverbände im Landkreis Gifhorn 

wird am weiteren Planverfahren beteiligt. 
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67. Landvolk Niedersachsen, Kreisverband Gif-

horn-Wolfsburg e.V. vom 19.02.2026 

  

   

Mit der 135. Änderung des FNP Westerfeld 

Nord – Teilplan 3 soll die Entwicklung von rund 

36 ha Fläche in der Ortschaft Gamsen im We-

sentlichen als Gewerbebaufläche und Wohn-

baufläche entwickelt werden. Bislang besteht 

das Plangebiet aus landwirtschaftlich genutz-

ten Flächen sowie untergeordnet private Grün-

landfläche mit Fischteichen im Norden. 

 

Auf Seite 17 sieht unter Nr. 8. die Begründung 

in Absatz 3 vor, dass alle angrenzenden land-

wirtschaftlich genutzten Flächen weiterhin an-

gemessen erschlossen werden. Wir fordern, 

dass bestehende Infrastruktur, sowie insbeson-
dere auch Wirtschaftswege erschlossen blei-

ben. Bei der Entwicklung der neuen Verkehrs-

führung zur Erschließung des Plangebietes ist 

darauf zu achten, dass die bisherige landwirt-

schaftliche Nutzung in keiner Weise einge-

schränkt werden darf. Insbesondere landwirt-

schaftliche Großgeräte müssen die bisherigen 

An- und Zufahrten von Höfen, Betriebsstätten, 

Feldern und zurück auch mit landwirtschaftli-

chen Großgeräten bewirtschaften können, dies 

darf nicht verkehrsbeschränkte Maßnahmen, 

wie zum Beispiel Kreisel, Poller, enge Fahrbah-

nen, Schikanen etc. eingeschränkt werden. Bei 

Errichtung von ggfls. Parkflächen ist darauf zu 

achten, dass die Zufahrten mit landwirtschaftli-

chem Großgerät keine Gefahrenstellen hervor-

rufen. 

In Absatz 5 derselben Nummer bezüglich Drai-

nage oder Beregnung fordern wir, dass eventu-

elle Umlegungen in Absprache mit dem Ent-
wickler und Bewirtschaftern getroffen werden, 

insbesondere muss eine eventuelle Umlegung, 

Instandhaltung oder Reparatur gleichwohl auf 

Kosten des Entwicklers gewährleistet sein. 

 

Es ist anzumerken, dass die Eigentümer, die 

ihre Flächen für das Plangebiet zur Verfügung 

stellen, nicht in jedem Fall den Bewirtschaftern 

entsprechen. Eine einzelbetriebliche Betroffen-

heit ist hier nicht ausreichend betrachtet wor-

den. 

 

Auf Seite 19 unter Nr. 10, Immissionen aus der 

Landwirtschaft, begrüßen wir, dass diese als 

ortsüblich zu tolerieren sind. Bezüglich des Vor-

schlags zur Entwicklung einer Staub- und 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 

 

 

 

Die verbindliche Bauleitplanung, in Form von 

mehreren geplanten Bebauungsplänen und 

damit verbundenen Bau- und Entwicklungs-

abschnitten soll im Anschluss an diese Flä-

chennutzungsplanänderung gewährleisten, 
dass landwirtschaftliche Flächen perspekti-

visch für die Landwirtschaft nutzbar und zu-

gänglich bleiben und nur sukzessive für die 

Bebauung entsprechend des jeweils aktuel-

len Bedarfes in Anspruch genommen wer-

den. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Umsetzung erfolgt in Abstimmung mit 

den Bewirtschaftern der Flächen. 

 
 

 

 

 

 

Die Flächen im Plangebiet befinden sich im 

Eigentum der GEG. Eine zukünftige Wei-

ternutzung der Flächen durch die Landwirt-

schaft kann daher nur in Absprache erfolgen 

und ist vor allem auch abhängig von Bauab-

schnitten und zukünftigen Aufteilungen auf 

der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. 
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Sprühschutzhecke fordern wir im Zuge der Pla-

nung, spätestens auf der nächsten Planungs-

ebene einzelvertragliche Regelungen, die eine 

Pflege und Instandhaltung etwaiger Eingrü-

nung festschreibt und auch hier Beeinträchti-

gungen der landwirtschaftlichen Flächen durch 

natürlich zuwachsende Eingrünungen aus-

schließen. 

 

Zur Kompensation der Vorhaben werden Aus-

gleichsmaßnahmen nötig werden. Hierzu trifft 

die Begründung bislang keine Aussagen. Wir 

fordern, dass Kompensationsmaßnahmen pro-

duktionsintegriert auf den Planflächen erfolgen 
und kein weiterer Flächenverbrauch, insbeson-

dere landwirtschaftlicher Nutzfläche hierfür 

eintritt. 

 

Soweit obenstehende Anmerkungen berück-

sichtigt werden, haben wir keine grundsätzli-

chen Bedenken gegen das Vorhaben. 

 

Wir wünschen im weiteren Verfahren beteiligt 

zu bleiben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Konkrete Ausgleichsmaßnahmen erfolgen auf 

Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Dort 

wird auch darauf eingegangen werden, ob 

dieser Ausgleich vorhabenintern oder extern 

erfolgt, und an welcher Stelle. 
 

 

 

 

 

 

 

 

Das Landvolk Niedersachsen, Kreisverband 

Gifhorn-Wolfsburg e.V., wird am weiteren 

Verfahren beteiligt. 

   

68. ASG - Abwasser- und Straßenreinigungsbe-

trieb vom 25.02.2023 

  

   

Schmutzwasser: 

 

In Ergänzung zum Startergespräch am 

28.08.2025 stellen wir fest: Das Gebiet ist neu 

zu erschließen, bei Abschnittsbildung ist die au-

tarke Entwicklung einzelner Gebiete zu beach-

ten. Über die Entrichtung des satzungsgemä-

ßen Abwasserbeitrages ist eine Ablöseverein-
barung zu verschriftlichen. Das Schmutzwasser 

ist möglichst ohne technische Bauwerke aus 

dem Gebiet im Freigefälle abzuleiten, eine 

Planskizze zur möglichen Umsetzung lege ich 

bei. 

 

Niederschlagswasser: 

 

Die öffentliche Abwasseranlage im Ortskern ist 

hydraulisch ausgelastet. Die Niederschlagswas-

serbewirtschaftung muss daher auf den Grund-

stücken erfolgen. Die tatsächliche Versiege-

lung, die Geländeformation und die für Versi-

ckerungsanlagen schwierigen Bodenverhält-

nisse sind dabei zu bedenken. Das NW ist 

grundsätzlich zu versickern, ggf. können Über-

läufe zentraler Versickerungsanlagen nach 

  

 

Die Stellungnahme des ASG wird zur Kenntnis 

genommen. 

 

Die allgemeinen Hinweise zur Ableitung von 

Schmutz- und Niederschlagswasser werden 

in die Begründung übernommen. 
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hydraulischer Prüfung an die Vorfluter Donar-

/Siekgraben abgeleitet werden. 

 

Die Flächen zur Starkregenvorsorge gem. § 9 

BauGB und der Überflutungsnachweis für über 

800 m² abflusswirksame Fläche gem. DIN 

1986-100 sind einzuplanen und nachzuweisen. 

 
   

69. GEG - Gifhorner Grundstücks- und Erschlie-

ßungsgesellschaft mbH vom 

  

   

   

   

70. WiSta - Wirtschaftsförderung und Stadt-

marketing Gifhorn GmbH vom 

  

   

   

   

71. Fachbereich 32 – Ordnung vom 21.01.2026   

   

Anbei übersende ich meine Anmerkungen zu 

Punkt 6 – verkehrliche Erschließung: 

Im Rahmen des Auftaktgesprächs am 

28.08.2025 wurde darauf hingewiesen, dass 

aus ordnungsrechtlicher Sicht abgeraten wird, 

eine zweite Zufahrt zu dem Gebiet zu schaffen. 

Eine Verbindung für den Radverkehr allein ist in 

Ordnung. 

Zumindest wurde darauf hingewiesen, dass 

keine dauerhafte zweite Zufahrt geschaffen 

werden soll. Es ist sonst stark anzunehmen, 

dass dieses Gebiet dann als Abkürzung zur B 4 

genutzt wird. Dies hat zur Folge, dass mit ei-
nem erhöhten Verkehrsaufkommen und ggf. 

erhöhten Geschwindigkeiten zu rechnen ist. 

 

 Für die Ebene der vorbereitenden Bauleitpla-

nung wird die Stellungnahme zur Kenntnis 

genommen. 

Im Zuge der Ausarbeitung der zukünftigen 

Bebauungspläne kann über eine entspre-

chende Straßenplanung konkreter auf die et-

waigen Einflüsse auf den Straßenverkehr 

Rücksicht genommen werden.  

Um belastbare Daten zu erhalten wird dazu 

frühzeitig eine Verkehrsuntersuchung durch-

geführt werden. Die Ergebnisse fließen im 

Anschluss in die Entwürfe der Bebauungs-

pläne mit ein. Der Fachbereich Ordnung wird 
an den weiteren Abschnitten der Planung be-

teiligt. 

   

72. Fachbereich 40 – Bildung und Jugend vom 

26.01.2026 

  

   

Die Planung wird sehr wohl Auswirkungen auf 

die Kita-Landschaft haben. In welcher Form 

 Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 
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bleibt abzuwarten. Grundlage für Aussagen zu 

Baugebieten soll die Matrix, die Oliver Bley er-

stellt, bilden. 

 

   

73. Fachbereich 41 – Kultur und Soziales vom   

   

   

   

74. Fachbereich 60 – Bauverwaltung vom   

   

   

   

75. Fachbereich 63 – Bauordnung vom 

10.02.2026 

  

   

1. Archäologie 

 

- Aufgrund der Nähe zu bekannten Fundstellen 

(Gamsen FStNr. 35 – Flint-Rechteckbeil) und 

der topographischen Situation ist eine erhöhte 

Wahrscheinlichkeit des Auftretens archäologi-

scher Bodenfunde gegeben (Bodendenkmale 

gemäß § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denk-
malschutzgesetzes). Über die genaue Ausdeh-

nung oder den Erhaltungszustand der archäo-

logischen Fundstelle können ohne weitere Un-

tersuchungen (Prospektion) keine Aussagen ge-

troffen werden. Bei Erdeingriffen ist jedoch mit 

der Gefährdung gesetzlich geschützter Boden-

denkmäler zu rechnen. Gemäß § 10 NDSchG in 

Verbindung mit § 13 NDSchG bedürfen Erdar-

beiten in diesem Gebiet daher einer denkmal-

rechtlichen Genehmigung der unteren Denk-

malschutzbehörde (Kreis- und Stadtarchäologie 

Gifhorn). Mit Auflagen zur Sicherung oder vor-

herigen Ausgrabung muss gerechnet werden. 

 

- Es wird empfohlen, im Vorfeld weiterer Pla-

nungen zu überprüfen, inwieweit archäologi-

sche Bodendenkmale betroffen sind. Hierzu 

sind in Absprache und im Einvernehmen mit 

der Unteren Denkmalschutzbehörde / Kreis- 

und Stadtarchäologie Gifhorn geeignete Pros-
pektionsmaßnahmen anzusetzen. 

  

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-

men. 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch die zeitliche, abschnittsweise Entwick-

lung der Bebauungspläne für diesen Bereich, 

wird davon ausgegangen, dass die Stadt- und 

Kreisarchäologie ausreichend Zeit für etwaige 

Prospektions- und Untersuchungstätigkeiten 

haben wird. Sie wird weiterhin an den folgen-
den Schritten der Bauleitplanung beteiligt. 

   

76. Fachbereich 65 – Tiefbau vom   

   

   

   

77. Gleichstellungsbeauftragte Stadt Gifhorn 

vom 
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II. Private 

 

Stellungnahmen Dritter wurden im Planverfahren nicht vorgebracht. 


